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[bookmark: _Toc153464542]Einführung – Definition von Demokratie
1.1. [bookmark: _Toc153464543]Lincoln
-> Eine Arbeitsdefinition von Demokratie:
»It is rather for us to be here dedicated to the great task remaining before us ... That government
· of the people, (des Volkes) -> Wahlen
· by the people, (durch das Volk) -> Volksvertretung
· for the people, (für das Volk) -> Orientierung am Interesse des Volkes
shall not perish from the earth.» - Abraham Lincoln, Gettysburgh Address, 19.11.1863
 
-> Demokratie ist nicht nur Wählen sondern ein System, das die Interessen der Mehrheit zu verwirklichen strebt.


1.2. [bookmark: _Toc153464544]Definition des (Stimm-) Volks
-> Zwei offensichtliche Probleme:
Die Altersgrenze: 18 Jahre
· Argument dafür: Verantwortung, Reife, Pflichten (-> Militär, faktisch Steuern, etc)
· Argument dagegen: Partizipation lernen, politische Sozialisation, minimales Risiko: Die 17-Jährigen würden voraussichtlich etwa so stimmen wie die 18+ Jährigen
 
Ausländer:innen
· In den meisten Demokratien ein zahlenmässig begrenztes Problem (EU: ca 10%) - ausser in Luxemburg (47%) und in der Schweiz (26%)
· Argumente gegen ein Wahlrecht für Ausländer:innen:
· Identifikation/ Treue/ Patriotismus
· Pflichten (besonders -> Militär)
· Wenige, kurzfristig, geringe Bildung/Qualifikation -> korreliert mit politischem Interesse/ Bildung/ Wissen
· Übermässige Belastung des Sozialstaates, Dichtestress
· Argumente der Bildung/Qualifikation, Belastung des Sozialstaats und des Dichtestresses sind nachweislich falsch
 

1.3. [bookmark: _Toc153464545]Theorien über Demokratien
Normative Theorien ("Soll-Fragen") -> Theorien zB zu folgenden Fragen:
· Welches ist die beste Staatsverfassung?
· Wie inklusiv soll eine Demokratie sein?
· Sollens-Fragen
· Normen/ Werte, die nicht wahrheitsfähig sind/ nicht intersubjektiv und empirisch überprüfbar sind
 
Positive Theorien -> Theorien zB zu folgenden Fragen
· Welches sind die sozio-ökonomischen Voraussetzungen einer stabilen Demokratie?
· Wie schneiden Mehrheits- und Konsensdemokratie bezüglich der Geschwindigkeit von Entscheidungen und der Zeitkonsistenz von Politiken ab?
· Beschreibungen und Zusammenhänge. Intersubjektiv und empirisch überprüfbar.


1.4. [bookmark: _Toc153464546]Arbeitsdefinition der Demokratie (Schmidt)
· Die Demokratie ist eine Staatsverfassung, in der die Herrschaft, bzw. Machtausübung auf der Grundlage politischer Freiheit und Gleichheit sowie weitreichender politischer Beteiligungsrechte erwachsener Staatsbürger erfolgt.
· Im Idealfall geschieht dies in offenen, die Opposition gleichberechtigt einschliessenden Vorgängen der Willensbildung und Entscheidungsfindung.
· Und geherrscht wird mit dem Anspruch, im Interesse der Gesamtheit oder zumindest der Mehrheit der Stimmberechtigten zu regieren.
· Dabei stehen die Herrschaft und die Machtausübung unter dem Damoklesschwert der Abwahl der Regierenden durch den Demos, dem stimmberechtigten Teil des Volkes
· Die Waffen des Demos gegen die Regierenden sind das Wahlrecht und die Chance, die Volksvertreter oder Regierungschefs in allgemeine, freien und fairen Wahlen zu wählen und abzuwählen.
 


[bookmark: _Toc153464547]Von minimalistischen zu umfassenden Demokratiekonzepten
1.5. [bookmark: _Toc153464548]Arbeitsdefinition
· „Die Demokratie ist eine Staatsverfassung, in der die Herrschaft, bzw. Machtausübung auf der Grundlage politischer Freiheit und Gleichheit sowie weitreichender politischer Beteiligungsrechte erwachsener Staatsbürger erfolgt.
· Im Idealfall geschieht dies in offenen, die Opposition gleichberechtigt einschliessenden Vorgängen der der Willensbildung und Entscheidungsfindung.
· Und geherrrscht wird mit dem Anspruch, im Interesse der Gesamtheit oder zumindest der Mehrheit der Stimmberechtigten zu regieren.
· Dabei stehen die Herrschaft und die Machtausübung unter dem Damoklesschwert der Abwahl der Regierenden durch den Demos, dem stimmberechtigten Teil des Volkes
· Die Waffen des Demos gegen die Regierenden sind das Wahlrecht und die Chance, die Volksvertreter oder Regierungschefs in allgemeine, freien und fairen Wahlen zu wählen und abzuwählen.“


1.6. [bookmark: _Toc153464549]Einige Begriffserklärungen
· Problem: ‘Und geherrrscht wird mit dem Anspruch, im Interesse der Gesamtheit oder zumindest der Mehrheit der Stimmberechtigten zu regieren.
· Gemeinwohl/ Common good: Wohl, das möglichst vielen Mitgliedern eines Gemeinwesens zugute kommen soll
· Variante 1: Gemeinwille (volonté générale) - Der Gemeinwille ist der Wille der sittlichen Gesamtkörperschaft, insofern er sich auf das Allgemeinwohl richtet. (Rousseau). Gegensatz: Volontés particulières (Sonderinteressen).
· Variante 2: Empirisch ermittelbares Gemeinwohl als Gesamtheit der Sonderinteressen (volonté de tous). Fraenkel, Ernst (1968): Deutschland und die westlichen Demokratien (3. Aufl.), Stuttgart: Kohlhammer
· Aber selbst wenn nur das Gemeinwohl in Fraenkels Perspektive angezielt wird: Wie lässt sich das ermitteln?
 
· Wir werden in Zukunft oft davon sprechen, dass dies oder jenes eine Bedingung oder Voraussetzung von Demokratie ist.
· Und hier ist es wichtig zwischen NOTWENDIGEN und HINREICHENDEN Bedingungen/ Voraussetzungen zu unterscheiden:
· Notwendig:
· Die Bedingung muss erfüllt sein, damit ein bestimmtes Ergebnis eintritt
· Z.B. Wolken sind eine notwendige Voraussetzung für Regen
· Z.B. Hypothese: Unter einem BSP pro Kopf von XY $ kann es keine stabile Demokratie geben
· Z.B. . Hypothese: Freie und faire Wahlen sind eine notwendige Bedingung von Demokratie (Merkel)
· Hinreichend:
· Wenn die Bedingung erfüllt ist, tritt das Ereignis ein.
· Regen ist eine hinreichende Bedingungen für einen nassen Boden.
· Z.B. Hypothese: Freie und faire Wahlen sind eine hinreichende Bedingung von Demokratie (Schumpeter).
· Eine hinreichende Bedingung bedeutet nicht, dass das Ereignis nur dann eintritt, wenn diese Bedingung gegeben ist: Z.B. Der Boden kann auch deshalb nass sein, weil ich ihn mit dem Gartenschlauch abgespritzt habe.
· Eine Bedingung kann sowohl notwendig als auch hinreichend sein
· Eine erwachsene Person ist dann und nur dann ein Junggeselle, wenn sie niemals geheiratet hat.


1.7. [bookmark: _Toc153464550]Joseph A. Schumpeter
· Demokratie als Konkurrenzkampf um die politische Führung.
· Die Analogie zum Markt: Wähler:innen sind Kund:innen und um sie wird geworben.
· Definition: «(D)ie demokratische Methode ist diejenige Ordnung der Institutionen zur Erreichung politischen Entscheidungen, bei welcher einzelne die Entscheidungsbefugnis vermittels eines Konkurrenzkampfes um die Stimmen des Volkes erwerben»
· «Das Prinzip der Demokratie bedeutet..., dass die Zügel der Regierung jenen übergeben werden sollten, die über mehr Unterstützung verfügen als die anderen, in Konkurrenz stehenden Individuen oder Teams»
· Die Wähler:innen sind nicht besonders rational, informiert etc., sondern ihre Ansichten werden durch die politischen Eliten geformt:
· «Die Wähler:innen beschränken sich darauf, sein Angebot entweder anderen vorzuziehen und es anzunehmen oder es abzulehnen.»
· Politische Parteien wollen nicht das allgemeine Wohl aufgrund bestimmter Prinzipien fördern.
· Vielmehr ist «(e)ine Partei...eine Gruppe, deren Mitglieder willens sind, im Konkurrenzkampf um die politische Macht in Übereinstimmung miteinander zu handeln»
· Parteien «sind nur die Antwort auf die Tatsache, dass die Wählendenmasse keiner anderen Handlung als der Panik fähig ist, und sie bilden einen Versuch, den politischen Konkurrenzkampf genau gleich wie die entsprechenden Praktiken eines Wirtschaftsverbands zu regulieren»
 
Folgerungen:
· Demokratie bedeute nicht, «dass das Volk tatsächlich herrscht...Demokratie bedeutet nur, dass das Volk die Möglichkeit hat, die Männer, die es beherrschen sollen, zu akzeptieren oder abzulehnen». Politiker handeln mit Stimmen, wie Unternehmer mit Öl.
· Da Politiker:innen stets sich den Erfordernissen der politischen Kriegsführung um Stimmen und Unterstützung anpassen müssen, haben sie kaum Zeit und Energie sich um die Regierung im Sinne einer langfristigen Strategie zu kümmern -> geringe Leistungsfähigkeit der Demokratie. ‘Kurzatmigkeit’ der demokratischen Politik.
· «(D)ie intellektuellen und charakterlichen Eigenschaften, die einen guten Kandidaten ausmachen, sind nicht unbedingt jene, die einen guten Verwaltungsmann ausmachen...»
 
Lob:
· Demokratie als Markt; keine weitreichenden Annahmen über Altruismus
· Schlanke Theorie
· Durchleuchtung des demokratischen Prozesses, bei dem Stimmen wie Öl gehandelt werden.
· Willen der Mehrheit ist endogen: Präferenzen sind nicht Triebkraft des politischen Prozesses, sondern durch politischen Eliten geformt.
· Kritik der Kompetenz von Wähler:innen und der Unzulänglichkeit von Politiker:innen.
 
Kritik:
· Massenmedien, Parteien, Bürgervereinigungen werden nicht/verkürzt wahrgenommen
· Kampf um politische Kunden ist hinreichend für Demokratie
· Verfassungsstaat und Grundrechte sind nicht Teil des Konzepts
· Normative Kriterien fehlen
· Inkonsistenz: Wenn Wähler:innen so inkompetent sind, weshalb können sie dann richtige Führer:innen wählen?


1.8. [bookmark: _Toc153464551]Anthony Downs
· Schliesst an Schumpeter an, aber definiert Demokratie genauer:
· Ein Regierungssystem ist demokratisch, wenn:
· es einen entwickelten Parteienwettbewerb gibt und die Besetzung politischer Führungspositionen aufgrund von Wahlen gibt
· es in periodischen Abständen Wahlen gibt
· es ein allgemeines und gleiches Wahlrecht gibt
· die Wahlverlier:innen die Wahlergebnisse akzeptieren
 
-> Wie funktionieren demokratische Wahlen?
· Annahme: rationale Wähler:innen mit kostenloser und vollkommener Information
· Parteiendifferential: Nutzen Sieg Partei A – Nutzen Sieg Partei B.
· Wahlbeteiligung, wenn Nutzen der Wahlbeteiligung > Kosten der Wahlbeteiligung
· "Medianwählertheorem"
 
Lob:
· Erste Theorie, die versucht systematisch Wähler:innen, Parteien und Wahlen zu verknüpfen
· Sparsame Theorie
· Keine problematischen Annahme über Altruismus der Politiker:innen
· Sparsame Erklärung, weshalb Zwei-Parteien-Systeme zur programmatischen Annäherung der Parteien neigen
 
Kritik:
· Problematische Rationalitätsannahmen
· Problematisch Marktanalogie. Politik ist eher ein oligopolistischer Markt mit wenigen Parteien
· Keine Analyse der Spielregeln des Marktes: Weshalb sind Parteien bereit, sich Regeln zu unterwerfen?
· Theorie lässt vermuten, dass die meisten Wähler:innen nicht wählen, weil Kosten der Wahlbeteiligung > Nutzen ihrer Wahlbeteiligung
· Kostenvorteil (Nettonutzen) der Wahlbeteiligung ist Differenz zwischen dem erwarteten Nutzen * der Wahrscheinlicheit, dass die eigene Stimme etwas bewirkt abzüglich den Kosten der Wahlbeteiligung.
· Die eigene Stimme ist in der Regel nicht wahlentscheidend -> Die Kosten der Wahlbeteiligung sind in der Regel höher als der Nutzen


1.9. [bookmark: _Toc153464552]Robert Dahl
· Polyarchie: Regieren eines Staates durch die Vielen
· Demokratie ist ein Ideal; Polyarchie ist eine Annährung an dieses Ideal
· Acht notwendige Bedingungen einer Polyarchie:
· Freiheit Organisationen zu bilden und beizutreten
· Meinungsfreiheit
· Wahlrecht (Teilnahme an Wahlen
· Wahlrecht (Kandidatur für öffentliche Ämter)
· Das Recht für Politiker:innen um Unterstützung/Stimmen zu kämpfen
· Alternative Informationsquellen/Medienfreiheit
-> Ermöglicht das Formulieren von Präferenzen
· Freie und faire Wahlen
-> Ermöglicht es, Präferenzen zum Ausdruck zu bringen
· Institutionen, die Regierungspolitiken von Stimmen und anderen Formen der Präferenzartikulation abhängig zu machen
-> Ermöglicht die Widerspiegelung von Präferenzen in Regierungspolitiken
· Also: Bilden und artikulieren von Präferenzen und Reflektion dieser Präferenzen in den Handlungen der Regierenden
 

1.10. [bookmark: _Toc153464553]Wolfgang Merkel
· Die Ansprüche an ein umfassendes Demokratiekonzept:
· "What are the defining elements (partial regimes) of a democracy? How these elements are mutually embedded normatively and functionally?"
· "From a normative perspective, this concept also has to include both the necessary conditions of free elections and the partial regimes of a political system that guarantee that these elections are ‘meaningful’ for democratic rule. Furthermore, it has to take into account both whether vertical and horizontal accountability of the governing to the governed is secured between elections and if democratic norms and institutions are guaranteed. A functioning constitutional state based on the rule of law is an explicit part of this concept."
[image: A diagram of a political scheme

Description automatically generated]
 
· "The concept of embedded democracy follows the idea that stable constitutional democracies are embedded in two ways.
· Internally, the specific interdependence/independence of the different partial regimes of a democracy secures its normative and functional existence...
· Externally, these partial regimes are embedded in spheres of enabling conditions for democracy that protect it from outer as well as inner shocks and destabilizing tendencies."


1.10.1. [bookmark: _Toc153464554]Electoral Regime
· "In a democracy, the electoral regime has the function of making the access to public power positions of the state dependent on the results of open, competitive elections.
· The electoral regime has the central position among the five partial regimes of embedded democracy, as it is the most obvious expression of the sovereignty of the people, the participation of citizens and the equal weight allotted to their individual preferences.
· Moreover, open, pluralistic competition for central power positions is the distinguishing difference between democracy and autocracy.
· Equal political rights are the minimal requirements for a democratic electoral regime (regular, free, general, equal and fair elections)"
 
-> A "democratic electoral regime has four supporting elements:
· universal, active suffrage,
· universal, passive right to vote,
· free and fair elections and
· elected representatives"
 

1.10.2. [bookmark: _Toc153464555]Political rights /liberties
· Political Rights "go beyond the right to vote. They complete the vertical dimension of democracy and make the public arena an independent political sphere of action, where organizational and communicative power is developed.
· Here, collective formulation of opinions and demands determines and supports competition over positions of power.
· Political rights have the function both of enabling organized democratic elections and of furthering the unorganized pluralistic interests of complex societies. The institutional core of political rights is the right to political communication and organization, which are vital parts of examples of a complete democratic regime"


1.10.3. [bookmark: _Toc153464556]Civil rights
· "Even more than the institutionalization of mutual checks and balances, civil rights are central to the rule of law in an embedded democracy...(T)he rule of law is the principle that the state is bound to uphold its laws effectively and to act according to clearly defined prerogatives. The rule of law, therefore, is understood as containment and limitation of the exercise of state power.
· The ...core of the liberal rule of law lies in basic constitutional rights. These rights protect the individual against the state executive and against acts of the elected legislator that infringe on an individual’s freedom"


1.10.4. [bookmark: _Toc153464557]Horizontal accountability
· "By horizontal accountability we understand ... That elected authorities are surveyed by a network of relatively autonomous institutions and may be pinned down to constitutionally defined lawful action…"
· (Horizontal accountability) «includes lawful government action checked by the division of power between mutually interdependent and autonomous legislative, executive and judiciary bodies.
· Horizontal autonomy ... implies that the three bodies [Executive, Legislative, Judicative] check each other reciprocally, without one body dominating or interfering with the constitutionally defined core-sphere of the others."
 

1.10.5. [bookmark: _Toc153464558]Effective Power to Govern
· "(T)he elected representatives are the ones that actually govern."
· "It is crucial for the concept of embedded democracy that the effective power to govern lies in the hands of democratically elected representatives."
· Keine Zweit-Regierungen: Militärs, Oligarchen etc.
 

1.10.6. [bookmark: _Toc153464559]Sozio-ökonomische Ressourcen
-> Ein Schutzschild der demokratischen Ordnung
· A developed economy
· Variante 1: exogene Theorie (Przeworski)
· Variante 2: endogene Theorie
· the prevention of extreme poverty,
· the pluralization of the social structure, and
· the fair distribution of the material and cognitive resources of society
-> Stateness: Ein funktionierender Staat.
 

1.10.7. [bookmark: _Toc153464560]Civil Society
· Die Verteidigung der indivdiuellen Autonomie und des Eigentumsschutzes
· Intermediäre Instanzen
· Schulen der Demokratie
· Eine Sphäre des kritische Diskurses
· Internationale Einbettung/ Fehlen von Herausforderungen
· NATO
· EU
 
 
1.11. [bookmark: _Toc153464561]Operationalisierungen
1.11.1. [bookmark: _Toc153464562]Freedom House Index
· »A country or territory is awarded 0 to 4 points for each of 10 political rights indicators and 15 civil liberties indicators, which take the form of questions; a score of 0 represents the smallest degree of freedom and 4 the greatest degree of freedom.
· The political rights questions are grouped into three subcategories: Electoral Process ..., Political Pluralism and Participation..., and Functioning of Government...
· The civil liberties questions are grouped into four subcategories: Freedom of Expression and Belief..., Associational and Organizational Rights.., Rule of Law..., and Personal Autonomy and Individual Rights...
· The highest overall score that can be awarded for political rights is 40.The highest overall score that can be awarded for civil liberties is 60
 
Kritik:
· Transparenz
· Methodologie

1.11.2. [bookmark: _Toc153464563]Polity
· The Polity5 dataset covers all major, independent states in the global system over the period 1800-2018 (i.e., states with a total population of 500,000 or more in the most recent year; currently 167 countries with Polity5 refinements completed for about half those countries)
· The Polity conceptual scheme is unique in that it examines concomitant qualities of democratic and autocratic authority in governing institutions, rather than discreet and mutually exclusive forms of governance. This perspective envisions a spectrum of governing authority that spans from fully institutionalized autocracies through mixed, or incoherent, authority regimes (termed "anocracies") to fully institutionalized democracies.
· The "Polity Score" captures this regime authority spectrum on a 21-pont scale ranging from -10 (hereditary monarchy) to +10 (consolidated democracy). The Polity scores can also be converted into regime categories in a suggested three part categorization of "autocracies" (-10 to -6), "anocracies" (-5 to +5 and three special values: -66, -77 and -88), and "democracies" (+6 to +10).
 
Lob:
· Datensatz reicht weit zurück
· Datensatz deckt viele Länder
 
Kritik:
· Verfassungswirklichkeit wird schlecht abgebildet
· Bürgerliche Freiheitsrechte nicht erfasst
· Exekutivlastig
· zB USA seit 1805 Demokratie

1.11.3. [bookmark: _Toc153464564]V-Dem
· Basiert auf mehr als 350 Indikatoren
· Liberal Democracy Index
· Electoral Democracy Index (Wahlpolitische Dimensionen)
· Liberal Component Index ( Rechtsstaatliche Aspekte)
· Die derzeit qualitativ beste /einer der besten Datensammlungen – die aber auch immer interpretiert werden muss!


[bookmark: _Toc153464565]Demokratiekritik
1.12. [bookmark: _Toc153464566]Athen: Perikles, Platon, Aristoteles
-> Zwischen 508 und 322 v.Chr. war Athen eine Demokratie der Vollbürger (ca. 14-25% der Bevölkerung):
· > 18 Jahre, Mann, Kein Metöke (Beisasse, Niedergelassener), Kein Sklave
· Rat der 500 (bereitet Vollversammlung vor) und Vollversammlung
· Funktionen werden per Los zugeteilt
· Um Dominanz zu vermeiden, darf jeder nur ein Mal pro Vollversammlung sprechen
· Volksgerichte besetzt mit per Los bestellten Laienrichtern; Scherbengericht der Vollversammlung
· Beamte per Los bestimmt
· In der Regel Amtsdauer ein Jahr
 
Perikles
-> Die Demokratie bringt das Beste in uns heraus; und die Demokratie führt zu den besten Ergebnissen
· Klare normative Annahmen: Die Demokratie ist am besten; die Bürger sollten sich an Werten orientiert/altruistisch verhalten
· (Wir) beschränken...uns auch in unserem täglichen Tun und Treiben durch keine gegenseitige Beargwöhnung; wir betrachten unseren Mitbürger nicht mit Verdruss, wenn er frei seiner Neigung folgt…
· (Wir) «enthalten wir uns in unserem öffentlichen Leben vornehmlich aus sittlicher Scheu jeder Übertretung der Gesetze und hören willig auf die jeweilige Obrigkeit und auf die Gesetze...
· Und so sind unsere Staatsmänner ebenso geschickt, ihre eigenen Interessen wie die des Staates wahrzunehmen, und anderen, die sich dem gewerblichen Leben zugewendet haben, fehlte es gleichwohl nicht an Einsicht für die Angelegenheiten des Staates.
· Denn wir allein halten denjenigen, der an diesen gar keinen Teil nimmt, nicht für einen stillen und ruhigen, sondern für einen unbrauchbaren Bürger, und wir bilden uns entweder selbst ein richtiges Urteil über die Gegenstände oder beherzigen die Ratschläge anderer mit Einsicht. Denn wir sehen in vielfältiger Überlegung keinen Nachteil für das Handeln, wohl aber darin, dass man sich nicht lieber vorher durch reifliche Prüfung unterrichtet, ehe man, wo es nötig ist, zum Handeln schreitet.
· Alle respektieren sich gegenseitig, sind gesetzeshörig, rational und akzeptieren die Existenz eines allgemeinen Interesses, das über dem Interesse der Einzelnen steht
· Wer nicht wählen/abstimmen geht, ist unbrauchbar
· Das beste Argument zählt (deliberativer Ansatz)
 
Platon
· Vs Perikles
· Ungleiches wird gleich behandelt. Keine Würdigung von Sachverstand, Vermögen, Herkunft, Leistung.
· Wahnwitz der Menge
· In der Massenversammlung entwickeln sich negative Dynamiken
· Zeitinkonsistenz
· Politik nicht langfristig angelegt
· Selbstzerfleischung
· Die Demokratie ist eine schlechte Ordnung, die in die allerschlechteste Ordnung – die Tyrannis – führt.
 
Aristoteles
· Komparative Analyse der griechischen Stadtstaaten. Empirisch, geht über Platon hinaus. 
· Auf der Suche nach der besten Staatsverfassung
· Grundsätzlich teilt er Platons Bedenken, wie z.B. Demokratie als ein System das nach dem Vorteil der Armen strebt.
· Viele Arme, wenig Reiche -> Arme setzen sich durch
Aber:
· Wie ist ein Staat gestaltet, in dem man gut lebt: Tapferkeit, Freigiebigkeit, Besonnenheit, Gerechtigkeit, Lebensklugheit?
· Das könnte die Politie sein (an der Arm und Reich zu gleichen Teilen Macht haben), die sich am gemeinen Nutzen – und nicht wie die Demokratie am Eigennutzen der Herrschenden – ausrichtet.
· Arme integrieren, Einfluss begrenzen
 
· Eine gemässigte Demokratie, bei der Vermögen und nicht das Los den Zugang zu Regierungsämtern bestimmen, in der Gesetze herrschen, in der die Mehrheit der Vollbürger (-> i.d.R. Bauern) sich nur minimal beteiligen (Wahlbeteiligung und nicht mehr) und die die Weisheit der Vielen nutzt, nähert sich der Politie an.
· Demokratie, die das Gleichheitsprinzip nicht überbetont
· Eine extreme Demokratie (bei Aristoteles: der Fall Athens) ist der schlechteste Fall: Gesetzlosigkeit, politische Gleichheit und Partizipation aller Bürger, hohe Anfälligkeit für Demagogie.
· Empirisch sind Demokratien und Oligarchien (eigennützige Herrschaft von Wenigen) in den griechischen Stadtstaaten die häufigsten Staatsverfassungen. Man hat die relativ beste Staatsverfassung, wenn man Oligarchie und Demokratie mischt, so dass der Vorzug des einen Systems die Nachteile des anderen System ausgleichen kann.
 
-> Konstruktionsprobleme der Demokratie
· Gleichheit
· Informiertheit
· Partizipation
 

1.13. [bookmark: _Toc153464567]Hobbes und Locke
Thomas Hobbes
· Welche Staatsform eignet sich besonders gut für Bürgerkriegs- und Kriegsvermeidung und für die Sicherheit des Volkes? Sicherlich nicht die Demokratie!
 
In der Demokratie
· liegen Privatinteressen und Gesamtinteressen weit auseinander
· Wird der individuellen Nutzen verfolgt
· Besteht eine Neigung zur Demagogie, Volksverhetzung und Aufstand
· Wird Politik schlecht berechenbar und unbeständig (Zeitinkonsistenz)
· Sind Mehrheiten volatil (“inconsistency from the number”)
· Besteht eine Anfälligkeit für Günstlingswirtschaft
· Wird versierten Rednern (Demagogen) eine Bühne geboten
· Ist man in der Mehrheit gefangen, hat man einmal entschieden: Man kann nicht vom Rat der Mehrheit abweichen, wenn er schlecht ist.
 
John Locke
· Wir können das Individuum schützen (vor staatlicher Gewalt), indem wir staatliche Gewalt durch Recht, Gesetz und Legitimationspflicht bändigen.
· Zentral ist der Schutz des Eigentums im Sinne von Leben, Freiheit und Besitz
· Die beste Ordnung ist eine gemäßigte Monarchie mit einem vitalen Parlament.
· Volksvertreter sollen gewählt werden, aber nur jene, die Eigentum im Sinne von Leben, Freiheit und Vermögen haben: Die männlichen Steuerzahler
· Das waren zu Lockes Zeiten ca. 3% der Bevölkerung.
· Demokratie der Reichen und Besitzenden
· Demokratie als ‘Klassenstaat’
 
-> Schutz der Einzelnen
· Welche Staatsform schützt die Einzelnen am besten?
 

1.14. [bookmark: _Toc153464568]Montesquieu und Rousseau
Montesquieu
-> Vom Geist der Gesetze
· Die Theorie der Gewaltenbalance (und nicht der Machteilung)
· Institutionen, die sich wechselseitig in Schach halten (Nicht zwingend 3)
· Demokratie kann fast nur in Kleinstaaten organisiert werden
· Kulturelle Voraussetzungen der Demokratie: Liebe zur Genügsamkeit und zur Gleichheit.
· Kulturelle Identität
· Homogene Gruppe
· Sozio-ökonomische Voraussetzungen der Demokratie:
· Gleichmässige Bodenverteilung
· Geringe Machtunterschiede
· Demokratie als Ausnahmemodell für Kleinstaaten
 
Rousseau
· Der Staat dient dem Zweck des Gemeinwohls.
· Der Gemeinwille kann nicht irren.
· Jedoch schwierig festzustellen
· Die Souveränität ist unveräußerlich und nicht teilbar.
· Sie darf nicht beschränkt werden.
· Der Gemeinwille wird durch Repräsentation, Verbände und Parteien verzerrt.
· Demokratien lassen sich nur in Kleinstaaten organisieren (->Korsika).
· Das Ideal einer, in ihrer Souveränität unbegrenzten Direktdemokratie in einem sehr kleinen Land.
 
-> Unter welchen Bedingungen kann Demokratie eigentlich klappen?
· Eigentlich nur in Kleinstaaten


1.15. [bookmark: _Toc153464569]Marx und die marxistische Kritik
-> Drei Interpretationen
· Der Theoretiker der Demokratie als Mittel zur Revolution
· Demokratie als Mittel, um die Diktatur des Proletariats zu errichten
· Bürgerliche Demokratie ist Herrschaft des Bürgertums; sie entspricht der materiellen Basis. Geringer Handlungsspielraum der demokratischen Politik (die strukturelle Abhängigkeit der demokratischen Politik vom Kapital)
· Kapitalismus muss blühen
· Ungleiche Verteilung der Ressourcen
· Demokratie ist Herrschaft des Kapitals im Sinne des Kapitals
· Die Demokratie als demokratischer Klassenkampf: demokratische Rechte ermöglichen es sozialen Klassen ihre Ziele auf politischem Wege durchzusetzen -> Revisionistische Auffassungen
· Demokratie ermöglicht es Interessen durchzusetzen, die nicht unbedingt im Interesse des Kapitals isnd
 
-> Drei Implikationen der Theorie des demokratischen Klassenkampfes
· Soziale Ungleichheit -> politische Partizipation -> Repräsentation von Präferenzen
· Ausgrenzung der sozial Schwachen 
· Wirtschaftliche Macht und politischer Einfluss (-> Postdemokratie)
· Letztendlich setzt sich das wirtschaftliche Interesse durch
· Ungleichheit aufgrund unterschiedlicher Konflikt- und Organisationsfähigkeit
 

1.16. [bookmark: _Toc153464570]Tocqueville
-> Der Zielkonflikt von Freiheit und Gleichheit und der damit im Zusammenhang stehende Zielkonflikt zwischen Freiheit und Demokratie.
-> Grundgedanke:
· Die gesellschaftliche Entwicklung führt zur gesellschaftlichen Gleichheit.
· Der gesellschaftlichen Gleichheit entspricht die Demokratie.
· Im Kern der Demokratie steht die Mehrheitsentscheidung.
· Sie hat vielfache schwerwiegende Nachteile.
· Diese lassen sich aber in einer eingebetteten Demokratie kompensieren oder egalisieren.
 
· Die Entwicklung moderner Gesellschaften befördert die Gleichheit der gesellschaftlichen Bedingungen.
· Dieser sozialen Gleichheit entspricht politisch die Demokratie.
· Die demokratische Gesellschaft ist eine Gesellschaft, in der es weniger Glanz, aber auch weniger Elend; weniger Verbrechen, aber mehr Fehler gibt als in den vorhergehenden Gesellschaften.
 
· „Die Nation wird im ganzen genommen, weniger glanzvoll, weniger ruhmreich, vielleicht sogar weniger stark dastehen; aber die Mehrheit der Bürger wird sich hier grösseren Wohlstandes erfreuen, und das Volk wird sich friedliebend zeigen, nicht weil es glaubt, es könne ihm nicht noch besser gehen, sondern weil es einsieht, dass es ihm gut geht“
 
-> Dies wird institutionell verstärkt:
· direkte Wahl und kurze Amtsdauer: verhindert selbständige Überlegung, Diskurs, Entscheidung (Politik nicht deliberativ, kurzfristiges Denken)
· obwohl zwei Kammern, gibt es ein Wahlverfahren und einen Wahlkörper: gleiche Handlungslogiken der Akteure (Kein Hilfe, Mehrheitstyrannei zu verhindern)
· Rechtsprechung wird ebenfalls von der Mehrheit kontrolliert
· Praxis des imperativen Mandats: es fehlt nur noch der Tumult zum populistischen Markt
· Dies wird durch die politische Kultur verstärkt. 
· Grundüberzeugung: Viele haben mehr Weisheit und Wissen als Einzelne.
· Das ist die Theorie der Gleichheit. Die Minderheit ist damit immer im Unrecht, sie wird in ihrem Stolz verletzt und es bleibt ihr nichts anderes übrig, als die Mehrheitsmeinung zu akzeptieren.
 
-> Dies wird sozialstrukturell verstärkt: 
· In einer Gesellschaft der Gleichen kann es keine substanziellen Interessenunterschiede geben, die unterschiedliche politische Standpunkte (auch von Minderheiten) langfristig legitimieren könnten.
· Alles geht nur noch von der Mehrheit aus -> Unfreiheit der Minderheit
 
-> Schlussfolgerung: 
· Sobald einmal die Mehrheit entschieden hat, kann sich ihr nichts mehr in den Weg stellen und nichts veranlasst sie dazu, die Klagen der unterdrückten Minderheiten anzuhören.
· Die Gleichheit führt zur Unfreiheit; die Freiheit ist mit der Gleichheit nicht vereinbar.
 
-> Die Instabilität von Legislative und Administration in der Demokratie
· Da der Bezugspunkt der politischen und administrativen Eliten die Mehrheit ist, folgt sie dem vermuteten Mehrheitswillen, der volatil ist: Gesetze werden dauernd geändert, Politik ist nicht absehbar und die Implementation ist punktuell und auf Wählerwirkung abgestellt.
 
-> Die Tyrannei der Mehrheit
· Das zentrale Problem der Demokratie ist die Tyrannei der Mehrheit
· "Was mich in Amerika am meisten abstößt, ist nicht die Schwäche, sondern die Stärke der Demokratie; ist nicht die äußere Freiheit, sondern der schwache Schutz vor der Tyrannei [der Mehrheit].“
 
-> Ein Widerlager zur Macht der Mehrheit:
· Die Idee von Grundrechten (´Gerechtigkeit´), die nicht zur Disposition der Mehrheit stehen dürfen – eine frühe Formulierung des Gedankens, dass die Volkssouveränität beschränkt sein muss. (zB Grundrechte)
· Volkssouveränität hat ihre Grenzen
· (-> Rousseau! Aktuelle Debatten um Beschränkungen der Macht der Mehrheit)
· In der Mehrheitsdemokratie Amerikas sind diese Grundrechte und Grundfreiheiten in steter Gefahr. Die Kraft und Tyrannei der Mehrheit ist abstoßend. Sie wird nur erträglich, wenn es funktionierende Veto- Punkte im politischen System gibt. Diese zeichnen sich durch eigene Ressourcen und durch Unabhängigkeit aus.
· Eine frühe Formulierung der Idee der Veto-Punkte.
· Historisch zB: Die amerikanische Verfassung mit ihren Checks and Balances
 
-> Veto-Punkte: Die aktuelle politikwissenschaftliche Diskussion Veto-Punkte als Begrenzung der Macht einer legislativen/exekutiven Instanz
· Arend Lijphart
· George Tsebelis
· Ellen Immergut
· Das Problem: Viele Veto-Punkte verstetigen – bis zur Stagnation!
 
-> Die Wirkung der Mehrheit auf die Verwaltung:
· "Da die Mehrheit die Verwaltung wie Knechte behandelt, denen keine klare Zuständigkeiten gegeben wird und von denen eine willige Befolgung des Mehrheitswillens erwartet wird, entstehen selbstherrliche Administrationen, die sich alles erlauben können, solange es mit dem Mehrheitswillen vereinbar ist."
 
-> Die Wirkung der Mehrheit auf das Denken und auf den Nationalcharakter:
· "Da der Bezugspunkt des politischen Handelns die Mehrheit ist, bildet sich eine Mittelmäßigkeit aus. Unabhängige und innovative Denker haben keine Veranlassung, sich vor den Karren der Mehrheit spannen zu lassen. Nur durch das Opfer der eigenen Gedanken lässt sich in Demokratien Karriere machen."
· Die frühe Formulierung der Theorie der Schweigespirale.
· Ein gut begründeter Zweifel an der Qualität des demokratischen Diskurses.
· Ein gut begründeter Zweifel an der Qualität des Führungspersonals in Demokratien.
· Neue Ideen sind nicht direkt mehrheitsfähig -> Moderatere Ideen setzten sich durch
 
-> Die Macht der Mehrheit als Gefahr für das System:
· "Die Demokratie könnte durch den Missbrauch ihrer Kräfte und durch die falsche Verwendung ihrer großen Mittel zugrunde gehen. Die Demokratie muss durch Systeme der Veto-Punkte gemäßigt werden, damit sie Menschen nicht erniedrigt und sich selbst gefährdet."
 
-> Was dürfen wir entscheiden?
· Findet das Recht der Mehrheit (an der Urne) irgendwo seine Grenze?
· Nein, so das britische Parlament vor langer Zeit
· Nein, so viele Politiker:innen hierzulande
· Ja, so Demokratietheoretiker im Anschluss an Tocqueville
· Ja, so Jurist:innen, für die Menschenrechte Vorrang vor Mehrheitsentscheiden haben.
· Souveränität des Volkes und Parlaments führt in die Tyrannis
 
 
1.17. [bookmark: _Toc153464571]Olson
-> The Rise and decline of Nations (1982)
· Je länger eine Demokratie stabil ist und existiert, desto niedriger ist das ökonomische Wachstum in dieser Nation.
· Demokratien garantieren das Recht, sich in Organisationen zusammenzuschliessen.
· Kleine Gruppen sind besonders begünstigt bei der Organisation ihrer Interessen. Sie neigen dazu, ihre Interessen zu realisieren, auch wenn die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen negativ sind. Grosse Gruppen könnten als ‘umfassende Verbände’ organisiert werden. Solche Verbände werden bei der Interessenverfolgung auch Nebenwirkungen ihrer Politik berücksichtigen (Einheitsgewerkschaften vs. Berufsgewerkschaften). Freilich ist die Organisation von grossen Gruppen viel schwieriger (Trittbrettfahrer-Problem) als jene von kleinen Gruppen.
· Kleine Gruppen haben einen Anreiz, sich zu organisieren -> Sind jedoch Partikularinteressen
· Grosse Gruppen (zB Arbeitnehmende) haben das Trittbrettfahrerproblem: "Organisation funktioniert auch ohne mich."
· Sobald einmal eine Organisation etabliert ist, hat sie ein starkes Interesse an sich selbst. Verteilungskoalitionen sind langsam bei Entscheidungen.
· Folge: In Demokratien ‘wuchern’ über die Zeit Interessenverbände / Verteilungskoalitionen und erschweren wachstumsfreundliche politische Entscheidungen -> institutionelle Sklerosis
 
 
1.18. [bookmark: _Toc153464572]Postdemokratie: Colin Crouch
· Postdemokratie: Es gibt zwar noch Wahlen, aber sie werden von professionellen PR-Experten zu einem Spektakel gemacht, bei dem nur noch die Themen diskutiert werden, die die Eliten ausgesucht haben.
· Entscheidungen werden hinter verschlossenen Türen von gewählten Regierungen zusammen mit (Wirtschafts-)Eliten gefällt.
· Fassadendemokratie
· Ein wachsendes Ungleichgewicht zwischen der Rolle der Interessen der (international tätigen) Unternehmen und den Interessen der übrigen Gruppen der Gesellschaft
· Niedergang der Gewerkschaften
· Niedergang der traditionellen Parteien (-> Kartellparteien; Einfluss von Unternehmen)
· z.B. Forza Italia
· Kommerzialisierung politischer Leistungen (Bürger:innen verlieren Vertrauen in Problemlösungsfähigkeit des Staates).
· Verfall der politischen Kommunikation /Personalisierung der Politik.
· Wirtschaftsinteressen drängen auf Liberalisierung.
· Liberalisierung trägt zur wachsenden Einkommensungleichheit bei.
· Wachsende Einkommensungleichheit trägt dazu bei, dass sich untere Einkommensgruppen weniger an Politik (Wahlen u.a.) beteiligen.
 
 
1.19. [bookmark: _Toc153464573]Globalisierung
Das Kongruenz-Problem (David Held)
· In altem Bild passen Volk, Wählende und Eliten zusammen
· Das ist eine veraltete Vorstellung -> Volk und Wählende stimmen nicht mehr überein, Eliten werden nicht mehr gewählt
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-> Beispiel: Flughafen Zürich
· Decisionmakers: Kantonsregierung
· Citizen-voters: Zürcher:innen
· People: Zürcher:innen, aber auch Menschen in Anfluggebiet (Können jedoch nicht wählen/entscheiden)
 
Das Globalisierungs-Trilemma: Nationalstaat, Globalisierung, Demokratie (Dani Rodrik)
· Von Nationalstaat, Globalisierung, Demokratie können nur zwei gleichzeitig existieren
[image: Integrated 
Natio n state 
mise ]
Die Unterminierung der Demokratie durch die Globalisierungsverlierer:innen
-> Kriesi, Hanspeter/Grande, Edgar /Lachat, Romain , et al (2008)
· Rechtspopulistische Parteien werden aber auch von "Gebildeten" gewählt
 
Die Unterminierung der Demokratie durch das Wachstum nicht-majoritärer Institutionen
-> Zürn, Michael (2022)
-> Schäfer, Armin/Zürn, Michael (2021)
· Betrachtung nicht ökonomisch oder kulturell sondern politisch
· Nicht-majoritäre Organisationen: Banken, Gerichte, Internationale Organisationen
· Nach dem zweiten Weltkrieg: "Grosser Kompromiss" der grossen Parteien
· Parlamente müssen unpopuläre Entscheidungen treffen -> Vertrauensverlust
· Auslagerung der unpopulären Entscheide an "Nicht-majoritäre Organisationen" (zB Zentralbanken)
· Auslagerung wird sichtbar (Weniger Entscheidungskraft)
· "Nationale Interessen sollen wieder durchgesetzt werden": Aufstieg des Populismus
 
 
1.20. [bookmark: _Toc153464574]Die Kritik der Mehrheitsregel
· Ein Topos seit Platon: Wer ist qualifiziert zu entscheiden? Wie gut ist die Entscheidung? Hobbes: ‘Inconsistency from the number‘
· Ein erste Kritik: Wandernde Mehrheiten
· Beispiel: Condorcet
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· A: Erneuerbare Energie
· B: Kohle
· C: AKW
-> 1. Runde: Erneuerbare gegen Kohle: Erneuerbar gewinnt
-> 2. Runde: Erneuerbare gegen AKW: AKW gewinnt
-> 3. Runde: Kohle gegen AKW: Kohle gewinnt
 
· Wie informiert und rational sind die Bürger:innen? ‘Individual voters today seem unable to satisfy the requirements of a democratic system of government outlined by political theorists’ (Berelson et al. 1954)
· Politische Entscheidungen über Wahlregeln, d.h. die Übersetzung von Stimmen in Parlamentssitze
· Mehrheitswahlrecht vs. Verhältniswahlrecht
· Wer entscheidet? Volk oder Parlament? -> Frage des Wahlrechts
 
Offe
· Fehlbarer und verführbarer Volkswille
· One person, one vote wichtet jede Stimme gleich – unabhängig davon wie informiert, verantwortungsvoll etv. die Bürger:in sei
· Wissenstests? Mit welchen Fragen? -> Ausschluss von wem?
· Nicht jede Entscheidung ist revidierbar, reversible und korrigierbar (-> Atomenergie). Dürfen wir darüber entscheiden, wenn wir nicht mehr davon betroffen sein werden?
· zB Klimawandel - vA künftige Generationen betroffen)
· Mehrheitsentscheidungen sind nur dann akzeptabel wenn es nicht um Wertkonflikte und meinungspolarisierende Richtungsentscheidungen von grosser Tragweite geht.
· Mehrheitsentscheide sollten also generell nicht getroffen werden
· Wie dann? -> Nichtentscheidungen sind auch Entscheidungen
 
1.21. [bookmark: _Toc153464575]Zusammenfassung
· Platon: Wahnwitz der Menge
· Aristoteles: gemässigte Demokratie zusammen mit Oligarchien noch am besten gemeinwohlverträglich
· Hobbes: Demokratie nicht geeignet uns bei Kriegen, Bürgerkriegen, Unruhen zu schützen
· Locke: ’Oberklassen’-Demokratie zusammen mit gemässigter Monarchie geeignet Eigentum, Freiheit und Leben zu schützen
· Montesquieu: Demokratie nur bei Liebe zur Genügsamkeit und zur Gleichheit
· Rousseau: Direktdemokratie ohne Parteien und Interessenverbänden in einem kleinen Land
· Marx: Demokratie als Vehikel zum Kommunismus zu kommen; Kritik der bürgerlichen Demokratie; Vorarbeiten zur Denkfigur des demokratischen Klassenkampfes
· De Tocqueville: Der Zielkonflikt zwischen Freiheit und Gleichheit und die korrigierbaren Effekte der Mehrheitsherrschaft -> Einzelne:r bedroht durch Mehrheitsentscheide
· Postdemokratie: Aushöhlung der Demokratie durch Globalisierung, internationale Unternehmen, Parteien ohne gesellschaftliche Verankerung und Programmatik, Liberalisierung, Ungleichheit
· Globalisierung: Das Kongruenzproblem und das Trilemma, Globalisierungsverlierer:innen, nicht-majoritäre Institutionen
· Kritiken der Mehrheitsregel


[bookmark: _Toc153464576]Wege zur Demokratie
1.22. [bookmark: _Toc153464577]Einleitung
-> Von der Autokratie zur Demokratie
· Was ist Autokratie (= Selbstherrschaft einer Person oder einer Gruppe)?
· Frage 1: Wer regiert?
· Ein nicht-demokratisches System in dem die Herrschaft ausgeübt wird durch
· eine Einzelperson (oft benutzter Begriff: Diktator): Mao Tsetung, Stalin, Hitler…
· Eine Militärgruppe (“Junta”): Myanmar (Burma)
· Eine Partei (NSDAP; KPdSU)
· Frage 2: Wie wird regiert?
· Totalitäres Regime: ‘(t)he permanent domination of each single individual in each and every sphere of life (Hannah Arendt) (Deutschland 1933-45; Sowjetunion unter Stalin)
· Autoritäres Regime: Begrenzter politischer Pluralismus, begrenzte politische Mobilisierung, keine absolute Macht des Herrschers (Juan José Linz)
 
 
1.23. [bookmark: _Toc153464578]Empirie: Die Einführung des Wahlrechts und die Demokratisierungswellen
Die Einführung des Wahlrechts
· Zwei Schritte:
· Von den oberen Klassen zu allen Bürger:innen
· Von den Männern zu den Frauen
· Förderliche Umstände für Demokratisierung:
· Wirtschaftlicher Wohlstand
· Politische Mobilisierung der Arbeitendenschaft (Sozialdemokratie)
· Koalitionen mit freien Bauern und mit liberalen Gruppen der Mittel- und Oberschichten
· Flexible alte Eliten, die bereit waren breite Bevölkerungskreise einzubinden (-> Stabilisierung durch Inklusion)
· Erschütterung durch Kriege, Niederlagen und Revolutionen
· Relativ breite Streuung der gesellschaftlichen Machtressourcen; relative geringe Einkommensungleichheit -> Keine scharfen Unterschiede
 
Demokratisierungswellen (Huntington)
· Drei Demokratisierungswellen
· 1828 -1922/26
· 1943 - 1962
· 1974 - ? [2000]
· Drei Gegenwellen:
· 1922/26 - 1942
· 1958/62 - 1974
· [2000 -?]
1.24. [bookmark: _Toc153464579]Theorien der Demokratisierung
1.24.1. [bookmark: _Toc153464580]Modernisierungstheorie
· The more well-to-do a nation, the greater the chances that it will sustain democracy” - Lipset, Seymour Martin (1981): Political Man. The Social Bases of Politics
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· Annahme: gesellschaftliche Modernisierung schafft Voraussetzungen für den demokratischen Prozess.
· Aber was sind die kausalen Prozesse?
· "From Aristotle down to the present, men have argued that only in a wealthy society in which relatively few citizens lived at the level of real poverty could there by a situation in which the mass of the population intelligently participate in politics and develop the selfrestraint necessary to avoid succumbing to the appeals of irresponsible demagogues. A society divided between a large impoverished mass and a small favored elite results either in oligarchy …or in tyranny"
 
· Annahme: gesellschaftliche Modernisierung schafft Voraussetzungen für den demokratischen Prozess:
· Die neuere Forschung hat diese kulturellen Voraussetzungen, die Demokratie fördern, weiter präzisiert:
· Insbesondere schafft die sozioökonomische Entwicklung die Bedingungen von demokratiefreundlichen Präferenzen und Einstellungen der Bevölkerung
· Zuerst Grundbedürfnisse stillen, dann offen für Demokratie
 
-> Zwei Perspektiven auf die Effekte der sozio-ökonomischen Entwicklung
· Endogen: "democracies may be more likely to emerge as countries develop economically"
· Demokratien kommen auf jeder "Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung" vor, jedoch müssen Demokratien auch bestehen…
· Exogen: Demokratien "may be established independently of economic development but may be more likely to survive in developed countries."
· Schmidts Auswertung der Literatur und der Fälle: Es spricht mehr für die exogene Theorie
 
 
1.24.2. [bookmark: _Toc153464581]Soziale Kräftekonstellation
Barrington Moore
· Die klassische Studie: Moore, Barrington (1974): Soziale Ursprünge von Diktatur und Demokratie. Die Rolle der Grundbesitzer und Bauern bei der Entstehung der modernen Welt
· Drei Routen von der vorindustriellen in die moderne Welt:
· Bürgerliche Revolution -> Demokratie. Entscheidend: eine gesellschaftliche Gruppe (Bürgertum), deren Gegner:innen (Bauern, grundbesitzende Oberklasse) nicht hinreichend stark waren.
· Revolution von oben -> ein schwaches Bürgertum schuf zusammen mit den starken Kräften der alten herrschenden Klassen (grundbesitzende Oberklasse) ein kapitalistisches Wirtschaftssystem, aber das demokratische System war labil -> Faschismus
· Verzögerte Modernisierung hinterlässt ein sehr grosses Bauerntum, das den Hauptteil der destruktiven revolutionären Kräfte stellt, die die alte Ordnung zu Fall brachten. Diese Länder wurden unter eine kommunistischen Führung in die moderne Ära hineinkatapultiert, deren erstes Opfer die Bauern selbst waren.
 
Evelyne Huber
· Eine Fortführung von Barrington Moore
· Rueschemeyer, Dietrich/Huber, Evelyne/Stephens, John D. (1992): Capitalist Development and Democracy. Cambridge: Polity Press
· «Democracy is above all a matter of power»
· «Power relations...determine whether democracy can emerge, stabilize, and then maintain itself even in the face of adverse conditions»
· Landbesitzende Oberklassen widersetzen sich der Demokratie (cf. Barrington Moore) und auch das Bürgertum unterstützt nicht die Demokratie, weil dadurch ihre Interessen bedroht sind (contra Barrington Moore).
· «..the urban working class [was] the most frequent proponent of the full extension of democratic rights because this promised to include the class in the polity where it could further pursue its interests…
· Stärkerer Fokus auf Arbeitende als Treibende der Demokratie
· Plus: ein starker Staat
· Plus: transnationale Machtbeziehungen (zB Handelsbeziehungen die agrarische Oberklassen schwächen oder stärken)
· Die zentrale These: ‘...capitalist development is associated with democracy because it transforms the class structure, strengthening the working and middle classes and weakening the landed upper class. It was not the capitalist market nor capitalists as the new dominant force, but rather the contradictions of capitalism that advanced the cause of democracy’ -> Marx
 
 
1.24.3. [bookmark: _Toc153464582]Krieg und externe Akteure
· Demokratisierung /versuchte Demokratisierung vollzieht sich häufig im Zusammenhang mit einem Krieg und mit externen Akteuren, die Demokratisierung – durchaus auch im Eigeninteresse – voranbringen wollen
· Kriege:
· Erfolgreiche Demokratisierung: (West-) Deutschland nach 1945
· Erfolglose Demokratisierung: Afghanistan (2004-2021) und Irak (2003-2009)
· Demokratie braucht auch eine entsprechend eingestellte Zivilgesellschaft
· Stabilisierung der Demokratie durch externe Akteure:
· Mittelosteuropa seit 1990
· Demokratien relativ instabil
· EU stützte Demokratien -> Aufnahme unter Bedingung der Demokratie/eines funktionierenden Staats
 
 
1.25. [bookmark: _Toc153464583]Pfade zur Demokratie
· Re-Demokratisierung nach Besatzung
· primär von aussen angestossen
· Belgien, Dänemark, Niederland, Norwegen nach dem Zweiten Weltkrieg
· Wiedereinführung der Demokratie durch Besatzungsmacht nach der Kapitulation des autokratischen Systems
· Deutschland, Italien, Japan nach dem Zweiten Weltkrieg
· Übergang zur Demokratie wird durch Eliten des alten Systems angestossen oder zwischen massgebenden Gruppen des alten Regimes und der Opposition paktiert: 
· Verhinderung von Revolutionen
· Garantien an alte Elite (zB Amnestie)
· Griechenland, Portugal Spanien in den 1970er Jahren
· Das alte Regime wird von Reformern der alten Ordnung transformiert, jedoch (im Gegensatz zu Pfad 3) unter massgeblicher Beteiligung der Opposition:
· Demokratisierung durch Reform
· Uruguay, Südkorea; nach 1990 baltische Staaten, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn
· Kollaps des alten Regimes und Übernahme der Führungsfunktion durch Oppositionsgruppen: 
· DDR 1989/90
· Revolution
· Hohe Chance der autokratischen Einparteienherrschaft 
· Russland 1917
 
 

1.26. [bookmark: _Toc153464584]Eine Synthese (Schmidt 2019)
-> Ergebnisse der Transitionsforschung. Vorteilhafte Bedingungen für einen erfolgreichen Übergang
· Vorteilhaft für Demokratisierung; leistungsstarke Marktwirtschaft, relativ pluralistische Gesellschaft mit hohem Bildungsstand, freiheitsfreundliche Zivilgesellschaft
· Keine starken ethnischen, religiösen oder wirtschaftlichen Konfliktlinien
· Starker Staat, der keine Partialinteressen bedient und der kein Ort von Korruption, Ausbeutung oder Repression ist.
· Akzeptanz der Demokratie seitens eines grossen Teils der Bevölkerung und der wichtigsten politischen Akteure
· Ein diskreditiertes und delegitimiertes altes Regime (z.B. DDR).
· Vorteilhaft sind parlamentarische Systeme (Im Gegensatz zu präsidentiellen Systemen), wenn sie stark sind und die Führung effizient ist.
· Inklusives Wahlrecht, insbesondere Verhältniswahlrecht.
· Breiter Konsens über die Verfassung; Verankerung der politischen Parteien und Interessenorganisationen in der Zivilgesellschaft. Föderalistische Ordnung. Rechtsstaatlichkeit.
· Zentral für Konsolidierung: In der Bevölkerung tief verankerte Legitimität der Demokratie und demokratiefreundliche politische Kultur
· Glück. Bei mangelndem Willen und politischem Ungeschick kann der Übergang trotz anderen günstigen Bedingungen misslingen.



[bookmark: _Toc153464585]Wege zur Autokratie
1.27. [bookmark: _Toc153464586]Autokratisierung oder "Democratic backsliding"
· Alternative Begriffe für Autokratisierung: democratic backsliding: "Backsliding entails a deterioration of qualities associated with democratic governance, within any regime"
· Vorteil Autokratisierung: Oberbegriff für drei Prozesse: Democratic Recession; Democratic breakdown, Autocratic consolidation
[image: AUTOCRACY 
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Autokratisierung: Vier Formen
· Invasion (z.B. Zweiter Weltkrieg)
· Militärcoup/Staatsstreich
· Autogolpe: Demokratisch gewählte Regierung schafft Demokratie (mit illegalen Mitteln) ab. Weimarer Republik 1933
· Erosion der Demokratie: Demokratische gewählte Regierung erodiert Demokratie graduell und mit legalen Mitteln (Ungarn/Orban; Polen)
 
-> Es macht einen Unterschied, wo die Autokratisierung startet:
· Wenn die Demokratie institutionalisiert und konsolidiert ist
· Wenn die Demokratie institutionalisiert, aber nicht konsolidiert ist
· Wenn die Demokratie unvollständig institutionalisiert ist oder bereits eine Autokratie besteht
 
1.28. [bookmark: _Toc153464587]Theoriegruppen
· Agency-Based Theories: Agentic theories place the explanatory burden on contingent decisions made by political actors under relatively unconstrained conditions.
· Theories of Political Culture: Theories of political culture explain political outcomes by way of attitudes, beliefs, norms, practices, and rituals that are widely shared, have deep emotional resonance, and divide appropriate and socially sanctioned from inappropriate behaviour.
· Political Institutions: We can think of democratic political institutions as having three broad types of effect.
· First, different democratic institutions may affect the level of vertical accountability and representativeness...
· Second, different democratic institutions may affect the level of horizontal accountability, such that distinct government agencies have more or less capacity to impede members of the government from acting in increasingly autocratic ways and subverting democracy from within.
· Third, different democratic institutions may affect the level of governmental efficaciousness and performance, avoiding political stalemate and crisis that can provide the excuse or the motivation and justification for antidemocratic actions.
· Theories of Political Economy: Theories linking structural-economic variables to regime outcomes are acentral pillar of studies of democratic transitions and breakdowns.
· The existing literature theorizes four distinct political-economic variables: level of income, distribution of income, source of income, and short-term macroeconomic performance.
· Theories of Social Structure and Political Coalitions: In contrast to the first four theory families, which treat citizens as a relatively homogeneous group, the fifth theory family focuses on social heterogeneity and explicitly conceptualizes…
· the formation of groups of citizens,
· the potential for conflict among these groups, and
· the political implications of group formation and intergroup conflict.
· There are two major axes of division: economic structure and sociocultural structure.
· International Factors: We treat international influence as primarily working through the channels described by the five prior theory families. What distinguishes hypotheses in this theory family is that the primary agent of the causal intervention is an actor in the international system, not a domestic actor.
 
 
1.29. [bookmark: _Toc153464588]Autokratisierung: Empirie
· Slideshow
· Dritte Welle der Autokratisierung findet gerade statt
· Betrifft vor allem Demokratien
· Findet in Mittelosteuropa statt
· Ist langsam und graduell
· Weg zur Autokratie ändert sich (vor allem über legalen Weg -> Demokratische Erosion)
 
Daniel Treisman (2023):
"Influential voices contend that democracy is in decline worldwide and threatened in the US. Using a variety of measures, I show that—while there has been some recent backsliding—the global proportion of democracies remains close to an all-time high. The current rate of deterioration is not historically unusual and is well explained by the lower income and unseasoned institutions of many new democracies swept upwards in the Third Wave. Historical data suggest the probability of democratic breakdown in the US is extremely low. Western governments are seen as threatened by weakening popular support for democracy and an erosion of elite norms. But systematic evidence for these claims is very limited. While eroding democratic quality in some countries is indeed a cause for concern, the fear of a global slide into autocracy appears premature."
-> vA die Qualität der Demokratie wird schlechter
 
1.30. [bookmark: _Toc153464589]Die Quellen der Autokratisierung
-> Adam Przeworski (2019): Crises of Demcracy
-> Zeichen einer Krise:
· Die Erosion des herkömmlichen Parteiensystems
· Zunahme der elektoralen Volatilität, Parteibindungen erodieren -> Gibt Raum für populistische Parteien
· Rückgang der traditionellen Parteien (Christdemokraten, Sozialdemokraten)
· Der Aufstieg der rechtspopulistischen Parteien
· Anzahl effektiver Parteien nimmt zu (Zersplitterung)
· Weniger Menschen sind Parteimitglieder
· Politische Beteiligung und Unterstützung
· Rückgang der Wahlbeteiligung, zB Zufriedenheit -> Nicht zwingend schlecht
· Jedoch beteiligen sich vA Gebildete und Qualifizierte
· Rückgang des politischen Vertrauens und der Unterstützung der Demokratie
· Populismus

1.31. [bookmark: _Toc153464590]Die tieferliegenden Gründe der Autokratisierung
-> Nicht direkt Autokratisierung/Rechtspopulismus
Ökonomische Unsicherheit, Globalisierung und der Zusammenbruch des alten Klassenkompromisses
· Einkommensungleichheit
· Rückgang der Sozialpartnerschaften
· Arbeitnehmende werden zu Einzelkämpfenden
· Verstärkte Unsicherheit
 
Polarisierung, Rassismus, Feindseligkeit
-> Drei Typen der Polarisierung
Polarisierung des Parteiensystems
· Durchschnittliche ideologische Distanz zwischen Parteien
· Weshalb kann das eine Herausforderung für die Demokratie sein?
· Gegner:innen könnten als Bedrohung gesehen werden
· Regierungsbildung wird schwieriger
· Zentrifugale Dynamik
· Party Polarization Index
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Polarisierung der Wähler:innenschaften
· Rückgang der ideologischen Schnittmengen zwischen den Selektoraten
· Kann negative Effekte der Parteienpolarisierung verstärken
· Kann zur affektiven Polarisierung beitragen
[image: A graph of political events
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Affektive Polarisierung
· Intensität der feindseligen Einstellungen zwischen Parteianhängerschaften
· Dies kann Demokratie herausfordern, weil Wähler:innen die anderen Parteien nicht als legitime Akteure betrachten
· Wähler:innen sind vielleicht eher bereit Verletzungen der Regeln der Demokratie zu akzeptieren
· Like-Dislike Scale
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Pandemie
-> Möglichkeit für Regierungen, demokratische Rechte (permanent) einzuschränken
· V-Dem: Pandemic Backsliding: Democracy during COVID-19 (March 2020 to June 2021)


[bookmark: _Toc153464591]Das Leistungsprofil von Demokratien und Autokratien im Vergleich
1.32. [bookmark: _Toc153464592]Endogenität und Scheinkorrelation
· Endogenität: Wenn die abhängige Variable ein Prädiktor der unabhängigen Variable ist:
· Demokratie -> wirtschaftlicher Reichtum, aber auch:
· Wirtschaftlicher Reichtum -> Demokratie
· Scheinkorrelation/ ‘omitted variable’
· Demokratie -> Eigentumsrechte (ausgelassene Variable: Rechtsstaat)
· Schulbuchbeispiele: Störchendichte -> Geburtenrate; Graue Haare -> Herzinfarkt
· Demokratiekonzepte:
· Embedded Democracy (Merkel) -> lebendige Zivilgesellschaft; wobei lebendige Zivilgesellschaft bereits ein Definitionselement von Demokratie ist.
· Zwischen Schumpeter und komplexen Demokratiekonzepten
 
 
1.33. [bookmark: _Toc153464593]Eindeutige Vorteile der Demokratie
· Freiheit
· Schutz vor Tyrannei
· Selbstentfaltung
· Integration aller (erwachsenen) Staatsbürger:innen in das politische System
· Garantie der Gleichheit aller (erwachsenen) Staatsbürger:innen
· Rationaler / legaler Charakter der Herrschaftslegitimität
· Fehlerkorrekturfähigkeit
· Identifikation der Präferenzen der Bürger:innen
· Integration der Opposition und Zustimmung des Verlierers (Loser’s Consent)
· Gewaltloser Regierungswechsel / Elitenwechsel
· Gewaltlose Konfliktregulierung
· Kalkulierbare politische Prozesse
· Demokratischer Frieden
 
 
1.34. [bookmark: _Toc153464594]Der Demokratie-Autokratie-Vergleich für verschiedene Politikfelder
-> Gerring et al. 2022: Does Democracy Matter?
 
Zwei Voreingenommenheiten
· Schwellenwertvoreingenommenheit (Threshold Bias): Befunde, die (knapp) einen Schwellenwert nicht erreichen, werden ignoriert; Modelle werden so entwickelt, dass ein Schwellenwert erreicht wird (p-hacking)
· Pro-Demokratie Voreingenommenheit: Pro-Demokratie-Befunde werden unkritischer akzeptiert als Pro-Autokratiebefunde
 
Befund 1
· Die Pro-Demokratie-Befunde überwiegen (>1.96), aber es gibt auch viele Null-Befunde (zwischen -1.96 und + 1.96) und zahlreiche Pro-Autokratiebefunde (< -1.96)
 
Befund 2
-> Die positiven Demokratieeffekte variieren nach Politikbereichen
-> Klare positive Befunde:
· Menschenrechte
· Transparenz
· (wenig) Korruption
· (hoher) gesellschaftlicher-/gesundheitlicher Entwicklungsstand
· (hohe) landwirtschaftliche Subventionen
· Wirtschaftliche Offenheit (Handel)
· Qualität der Regierung/Verwaltung
· Technischer Fortschritt
· (Viel) ausländische Direktinvestitionen
· (Geringe) Militärausgaben
· (Hohe) Immigration, (geringe) Emigration
· Geringe Kriminalitätsraten, Abschaffung der Todesstrafe, geringer Anteil der Bevölkerung in Strafanstalten
· Eigentumsschutz, Wirtschaftsfreiheit, (viel) Deregulierung
· Bildung
· Umweltschutz
· Wirtschaftswachstum
· Unabhängige Zentralbank
 
-> Unklare Befunde: (Wenig robuste Befunde zugunsten der Autokratie, aber auch wenig robuste Befunde zugunsten der Demokratie)
· Niedrige Staatsschulden, hohe Steuereinnahmen, geringe Zahlungsbilanzdefizite
· Infrastrukturpolitik
· Industriestrukturpolitik
· Investitionen
· Umfangreiche Pensionssysteme, wirksame soziale Sicherung, mehr Sozialausgaben
· Vorbereitung für Naturkatastrophen
 
-> Befunde, die auf Keinen Vorteil der Demokratie hinweisen:
· Geringere Ungleichheit
· Geringere Inflation
· Hohe Staatsausgaben
 
 
1.35. [bookmark: _Toc153464595]Covid-19
-> Probleme: 
· Wie messen wir eine erfolgreiche COVID 19 Politik?
· Wie verlässlich sind die Daten?
 
-> Karlinsky, A./Kobak, D. (2021): Tracking excess mortality across countries during the COVID-19 pandemic with the World Mortality Dataset
· Sehr unzuverlässig: Spitzenreiter Tajikistan: Faktor 100; Russland Faktor 4.5
· Je demokratischer ein Land, desto präziser seine Datenangaben zur Uebersterblichkeit in der Pandemie
· Daten zusammengeführt V-Dem für 2021 und undercount von Karlinsky/Kobak
 
-> Waren Demokratien oder Autokratien besser in der Bekämpfung der Pandemie? Eine vorsichtige Lesart: Kein Demokratievorteil, kein Autokratievorteil


1.36. [bookmark: _Toc153464596]Zusammenfassung
· Endogenität, Scheinkorrelationen, Demokratiekonzepte: Viele Fallstricke
· Eindeutige Vorteile der Demokratie: Wenig umstritten, aber eher schon endogen
· Der Demokratie-Autokratie-Vergleich für verschiedene Politikfelder. Die Meta-Analyse von Gerring et al. 2022: Einige klare Befunde– aber auch selbst dort widersprüchliche Ergebnisse
· COVID19: Waren Demokratien oder Autokratien besser in der Bekämpfung der Pandemie? Eine vorsichtige Lesart: Kein Demokratievorteil, kein Autokratievorteil
 


[bookmark: _Toc153464597]Demokratie und De-Nationalisierung. Das Beispiel der EU
1.37. [bookmark: _Toc153464598]Globalisierung, De-Nationalisierung und die Herausforderungen der Demokratie
-> "Globalization describes the process of creating networks of connections among actors at intra- or multi-continental distances, mediated through a variety of flows including people, information and ideas, capital, and goods. Globalization is a process that erodes national boundaries, integrates national economies, cultures, technologies and governance, and produces complex relations of mutual interdependence." (Gygli, Savina/Haelg, Florian/Potrafke, Niklas, et al. 2019)
 
Das Kongruenz-Problem (David Held)
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Das Globalisierungstrilemma (Dani Rodrik)
· Unabhängigkeit des Nationalstaates
· Starke Demokratie
· Wohlfahrt dank Globalisierung (Globalisierung/Europäisierung)
-> Spannungsfeld, in dem sich die Schweizer Politik befindet
 
· Es lassen sich nicht alle miteinander durchsetzen, immer nur zwei auf den Kosten eines Dritten
· Präferenzen des schweizer Stimmvolkes: Starke Demokratie und Unabhängigkeit 
· Momentan haben wir jedoch eine starke Europäisierung und schrumpfenden Unabhängigkeit und eine Fragwürdigkeit der Demokratie 
[image: A diagram of a triangle
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-> Der Aufstieg nichtmajoritärer Institutionen (Verfassungsgerichte, unabhängige Zentralbanken, internationale Organisationen) als Folge des Vertrauensverlusts in majoritäre Institutionen und der Aufstieg des Populismus als Folge des Aufstiegs der nichtmajoritären Organisationen
 
-> Demokratisches Paradox: Die Mehrheit der Menschen möchte in einer Demokratie leben, aber vertraut den Kernorganisationen der Demokratie (majoritäre Institutionen) nicht, sondern nichtmajoritären Institutionen.
 
 
1.38. [bookmark: _Toc153464599]Das Beispiel EU: Konzeptionelle und empirische Grundlagen
· Von Lincoln zu Scharpf
· Input-orientierte Legitimation (of the people): Partizpationsmöglichkeiten und kollektive Identität
· Output-orientierte Legitimation (for the people): Fähigkeit des politischen Systems zur Lösung von Problemen, die gemeinsamer Lösungen bedürfen, aber nicht von Individuen, dem Markt oder der Zivilgesellschaft bereit gestellt werden können
 
Konstruktionsprinzipien
· Europäischer Rat: Intergovernementales Aushandeln mit Konsensbedarf
· Rat: Intergovernementales Aushandeln mit Bedarf an qualifizierter Mehrheit
· Europäische Kommission: ‘Supranationale’ Politikgestaltung ohne vollständige parlamentarische Legitimation
· Europäisches Parlament: Nicht-proportionale Repräsentation aufgrund zweitrangiger nationaler Wahlen
 
 
1.39. [bookmark: _Toc153464600]Weshalb die EU eine Demokratie ist
· Die Mitglieder sind Herren der Verträge
· Es gibt eine ununterbrochene – obgleich lange – Legitmationskette: Bürger:innen -> nationale Wahlen -> nationale Parlamente -> nationale Regierungen -> Europäischer Rat
· Es gibt eine zweite Legitimationskette: Bürger:innen -> europäische Wahlen -> Europäisches Parlament
· Die EU ist kein Staat, sondern ein Staatenverbund. Er stützt sich auf souveräne und demokratisch legitimierte Staaten
· Staaten können jederzeit wieder austreten (zB Brexit)
· Was würde passieren, wenn wir dieselbe Messlatte an nationale Demokratien anlegen würden?
 
 
1.40. [bookmark: _Toc153464601]Weshalb die EU keine Demokratie ist
· Europäisches Parlament: Das Prinzip, dass die Stimme jedes Bürgers, jeder Bürgerin gleiches Gewicht hat wird verletzt.
· Kleine Länder sind im Rat überproportional vertreten
· Jedes Land hat im Europäischen Rat das gleiche Gewicht, obwohl die Länder stark unterschiedliche Bevölkerungszahlen haben
· Es gibt keine offene, wettbewerbsförmige Willensbildung über europäische Themen
· Transparenz ist begrenzt
· Das Europäische Parlament hat nicht die Kompetenzen eines Parlaments in nationalen Demokratien
· Keine Chance die Regierung (aus sich selbst heraus) eigenständig zu wählen. Nur Zustimmungsvotum
· Keine vollständigen Budgetrechte
· Keine Rechte über Steuer zu entscheiden
 
Keine Chance auf Input-Legitimität
· Keine gemeinsame Identität
· Beispiel Eurobarometer 96.3 Jan/Feb 2022 (Durchschnitt EU-Länder):
· ‘Strong attachment’ to country but not to EU: 45%
· ‘Strong attachment’ to country and EU: 12%
· ‘Strong attachment’ to EU but not country: 2%
· Nicht erfülltes zentrales Kriterium für Input-Legitimität: Kollektive Identität
· Policy drift: Auslagerung von nicht-mehrheitsfähigen Politiken/Entscheidungen auf EU Ebene (blame shifting, Schäfer/Zürn; Liberalisierung; Geldpolitik)
· Keine europäische Öffentlichkeit und Kommunikation:
· 2012: Ca. ein Drittel der Europäer:innen könnten sich auf Englisch unterhalten, 44% beherrschen nur ihre Muttersprache
· Keine weit verbreiteten europäischen Tageszeitungen, TV, Radio etc.
· Keine europäischen Parteien (eher Verbünde nationaler Parteien)
· Keine europäischen Wahlen – ‘second order national elections’
 
-> Ausweg Output-Legitimität?
· Begrenzter Handlungsspielraum: Kompetenzen, Mehrheitserfordernisse, Verhandlungs-/ Koordinationserfordernisse
· Kaum Chance auf überzeugende Output-Legitimität, die zudem die fehlende Input-Legitimität kompensieren könnte.
· Die EU müsste ganz tolle Leistungen bringen, dass ein Gefühl der Einheit und der Identität mit der EU entstehen würde
 
 
1.41. [bookmark: _Toc153464602]Krisen der EU, Krisen der Demokratie?
Staatsschuldenkrise 2010 ff
· Die Ursache der Krise lag in der strukturellen Unterschiedlichkeit von nationalen Ökonomien, die in einem gemeinsamen Währungsraum zusammengespannt waren.
· Die Geberländer legten den Nehmerländern Reformen auf; anders wäre die Hilfe für diese Länder innenpolitisch demokratisch nicht legitimierbar gewesen
· Die Nehmerländer mussten Reformen durchführen, für die deren Regierungen in der Regel nicht die Unterstützung ihrer Wähler:innen hatten
 
Flüchtlingskrise 2015
· Der EU gelang keine effiziente Lösung des Flüchtlingsproblems (wofür sie zwar verantwortlich gemacht wurde, obgleich sie nicht die Kompetenzen hatte, um eine effiziente Lösung zu erreichen)
 
Brexit
· Zentrifugale Tendenzen
· Massiver Entzug der Unterstützung (und der Ressourcen)
 
COVID 19
· Nationalstaaten auf dem Fahrersitz und die EU bemüht, die Legitimation zu erhalten und eine erneute Situation wie 2010-2015 zu vermeiden.
-> Eine Debatte:
· Die grosse Wende!
· Ein anderes Beispiel für muddling through?
· Übertriebener ‚Bruch‘: Gemeinsame Schulden
· NGEU ist durchaus moderat (jährlicher Stimulus 1.8% des BIP)
· EZB Pandemic Emergency Purchase Programme (PEPP)
· Relativer Policy-Erfolg (Output-Legitimität)
· Deutlicher Anstieg Vertrauen (Input-Legitimität)
 
Der russische Überfall auf die Ukraine
· Policy I: Koordination der Sanktionen gegen Russland
· Policy II: Uneinigkeit der Regierungschefs
· Probleme:
· Eine immer unterschiedlichere EU in Bezug auf sozio-ökonomische Ressourcen, Rechtsstaatlichkeit, effizientes und korruptionsfreies Regieren -> Lösung: Differenzierung und keine neuen Mitglieder
· Geopolitische Logik: Einbindung Ukraine und Moldau
-> Input-Legitimität: (Eurobarometer 99, Frühling 2023)
· 88% of EU citizens are in favour of providing humanitarian support to the people affected by the war and 86% are in favour of welcoming into the EU people fleeing the war. 75% approve of financial support to Ukraine and 72% back economic sanctions on Russian government, companies and individuals
· 64% support financing the purchase and supply of military equipment to Ukraine. 64% also agree with the EU granting candidate status as a potential member of the EU to Ukraine
· All in all, 56% of respondents are satisfied with the EU’s response to the Russian invasion of Ukraine and 54% are satisfied with the response by their national government.
 
 

1.42. [bookmark: _Toc153464603]Zusammenfassung
· Globalisierung, De-Nationalisierung und die Herausforderung der Demokratie
· Aushöhlung der nationalen Demokratie und die innenpolitischen Rückwirkungen der Globalisierung
· Das Beispiel EU: Konzeptionelle und empirische Grundlagen
· Input /Output-Legitimation; Konstruktionsprinzipien, Politikverflechtung
· Weshalb die EU eine Demokratie ist:
· Kein Staat, ununterbrochene Legitimationsketten
· Weshalb die EU keine Demokratie ist:
· Keine Input-Legitimität (keine kollektive Identität), wenig Output-Legitimität
· Krisen der EU, Krisen der Demokratie?
· Vier Krisen, die die EU und die Demokratie in der EU eher schwächten als stärkten
· Ja: Staatsschulden-, Flüchtlingskrise 
· Fraglich: COVID 19 & NGEU (durchwursteln); Invasion (interne Konsensprobleme und Druck auf Erweiterung, die unter verschiedenen Aspekten sehr problematisch sein kann)
 


[bookmark: _Toc153464604]Variationen der Demokratie: Formen und Folgen des Parteienwettbewerbs
1.43. [bookmark: _Toc153464605]Wahlen und Wahlsysteme
Zwei unterschiedliche Ansichten über die Aufgabe von Wahlen
· In Wahlen sollen vor allem die Präferenzen von Gruppen wiedergegeben werden und Macht (die Fähigkeit, seinen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen) soll proportional verteilt werden
· Die Präferenzen der Bürger:innen sollten das Tun und Lassen der Regierungen – ihre Politiken – bestimmen. Die verschiedenen Segmente der Gesellschaft (Gruppen, Klassen, etc.) werden durch Parteien/Politiker:innen anteilig vertreten.
· Politische Macht wird anteilig auf die verschiedenen Akteure/Parteien verteilt.
· Ziel der Machtverteilung ist die Integration aller politischen Gruppen
· Wahlen dienen dazu, eine stabile und starke Regierung zu bestimmen.
· Politische Leistungen sollen belohnt werden, politisches Versagen soll bestraft werden.
· Es soll klar werden, wer für welches Ergebnis ihres Handelns die Regierung zur Rechenschaft gezogen werden kann.
· Amtsinhaber sollen in der Lage sein, effizient und ohne Reibungsverluste über Politiken zu entscheiden und diese zu implementieren.
· Ziel ist es, die Macht in der Exekutive zu konzentrieren
 
Dementsprechend zwei unterschiedliche Mechanismen, wie Stimmen in Sitze übersetzt werden
· Mehrheitswahlrecht: Der Kandidat/die Kandidatin mit den meisten Stimmen gewinnt; Stimmen für den Verlierer sind folgenlos.
· Bekanntestes und häufiges Beispiel: Mehrheitswahlrecht in Einerwahlkreisen (Single-member district plurality (SMDP: First past the post) UK
· Verhältniswahlrecht
· Stimmenanteile in Wahlkreisen mit mehreren Sitzen
· Je grösser der Wahlkreis, desto proportionaler. (Wenn nur ein Sitz, dann faktisch Mehrheitswahlrecht: AI/AR, Uri, Glarus, Ob/Nidwalden)
· Je weniger Hürden (zB Sperrklausel), desto proportionaler
-> Häufig gibt es Mischformen
 
Effektive Anzahl von Parteien
-> Je eher sich ein Wahlsystem dem Idealtypus des Mehrheitswahlrechts annähert, desto kleiner ist die Zahl der Parteien und desto disproportionaler sind die Wahlergebnisse
 
Duverger's Law
· Mehrheitswahlrecht -> Zwei-Parteien-System
· Verhältniswahlrecht -> Vielparteien-System
 
Mechanismen
· ‘Mechanisch’:
· Mehrheitswahlrecht: Alle Stimmen für Verlierer:innen sind verloren
· Verhältniswahlrecht: Jede Partei entsprechend ihres Stimmenanteils
· Psychologisch:
· Strategisches Stimmen: Es macht keinen Sinn, unter Mehrheitswahlrecht für kleine Parteien zu stimmen
· Parteienkalkül: Wenig Anreize für kleine/neue Parteien
· Empirisch:
· Der Zusammenhang ist weit weniger eng (z.B. aufgrund regional unterschiedlicher Präferenzen
 
Vom Mehrheitswahlrecht zum Verhältniswahlrecht
· Ursprünglich war das Mehrheitswahlrecht vorherrschend
· Und dann gab es Reformen, die das Mehrheitswahlrecht modifizierten oder das Verhältniswahlrecht einführten.
 
Hypothesen
· Rokkan I: 
· Der Aufstieg der Sozialdemokratie weckte bei den bürgerlichen Parteien die Angst, dass sie Opfer des Mehrheitwahlrechts werden könnten (Sozialdemokratie gewinnt in den meisten Wahlkreisen).
· Rokkan II und Calvo: 
· Wenn aufkommende Minderheitsparteien territorial konzentriert sind, erzielen sie unter Mehrheitswahlrecht mehr Sitze als unter Verhältniswahlrecht
· Parteien, die unter der Disproportinalität leiden/zu leiden beginnen haben ein starkes Interesse an der Einführung des Verhältniswahlrechts.
· Cusack et al: 
· Wenn sich (lokal) eine Koordination zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und Staat entwickelt, sind diese drei Akteure an gut antizipierbaren, inklusiven Lösungen interessiert.
 
Fazit
· Wahlsysteme und demokratische Stabilität
· Verhältniswahlrecht:
· Kleine Gruppen/Interessen können vertreten werden
· Koalitionsregierungen
· Wenig Zurechenbarkeit von Leistungen und Fehlleistungen
· Wenig Chancen Amtsinhaber:in zu bestrafen
· Gute Chancen für extreme Parteien
· Mehrheitswahlrecht:
· Null-Summen-Spiele /”Wir gegen die anderen”-Logik
· Anreize sich an Median-Wähler:in auszurichten
 
 
1.44. [bookmark: _Toc153464606]Parteien und Parteiensysteme
· Definition: Organisierte Zusammenschlüsse gleichgesinnter Staatsbürger:innen zur Förderung gemeinsamer politischer Angelegenheiten.
· Aggregation von Präferenzen
· Kommunikation politischer Entscheidungen, Rekrutierung von Personal, Kontrolle anderer Akteure/Parteien
· Vote seeking
· Office seeking
· Policy seeking
 
· Standardversion: Aggregieren exogen gegebener Präferenzen der Bürger:innen (alternativ: Formieren Präferenzen der Bürger:innen (Schumpeter); liefern ‘cues’)
· Theorien zu Parteiensystemen:
· Theorie der Konfliktlinien (Lipset/Rokkan):
· Sozio-strukturelle Basis
· Soziale Identität
· Partei organisiert den Konflikt
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· Nachkriegszeit: Zentraler Konflikt zwischen Staat (links) und Markt (rechts)
· z.B. Alle Menschen sind gleich und Ungleichheiten müssen begründet werden
· Skepsis in die Fairness und Effizienz von Märkten versus Ungleichheiten sind zu akzeptieren, der Markt ist der beste Regulator.
· Ursprung: Franz. Nationalversammlung nach Revolution: Fortschrittliche sassen links
 
· Heute: Neue Konfliktlinien
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1.45. [bookmark: _Toc153464607]Parteiendifferenztheorie
-> Bi-variates Modell: Hibbs, Tufte
· Multi-variates oder bi-variates Modell mit Interaktionstermen, [konditionales Modell] (Regierungsform, Koalition)
· Illustration einfaches bivariates Modell (Mittelwerte 1990-2018; CPDS, keine CEEC)
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· Eine Erweiterung: Alte und neue Sozialpolitiken; Alte und neue politische Akteure
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1.46. [bookmark: _Toc153464608]Zusammenfassung
· Wahlen und Wahlsysteme: Wahlrecht hat Folgen für soziale und politische Integration und Regierungsformen
· Parteien und Parteisysteme: Die Nützlichkeit und Notwendigkeit der Parteien für die Demokratie, Konfliktlinien
· Parteidifferenzthese: Von Präferenzen der Bürger:innen zu staatlichen Politiken



[bookmark: _Toc153464609]Variationen der Demokratie: Verhandlungsdemokratie vs. Wettbewerbsdemokratie
1.47. [bookmark: _Toc153464610]Das Standardmodell der Demokratie und seine Kritik
Pluralismustheorie/ Gruppenpluralismus
· Es gibt einen Wettbewerb um Einfluss zwischen sozialen Gruppen
· Interessenverbände strukturieren die Interaktion von Bürger:innen und Staat.
· Soziale Interessen werden organisiert und üben Einfluss auf den Staat aus
· Die staatliche Politik reflektiert --ähnlich wie die Resultante in einem Kräfteparallelogramm – die Kraft und die Richtung der organisierten Interessen.
· Das System hat ‘eingebaute’ Mässigungsmechanismen:
· Jede Organisation provoziert die Bildung einer Gegenorganisation
· Überlappende Mitgliedschaften -> Keine Gruppe wird zu radikal, da Menschen in mehreren Mitglied sind
 
Die Mehrheits- oder Wettbewerbsdemokratie (Westminster Demokratie)
· Die angelsächsischen Demokratien als Vorbild: Westminster
· Regierung basierend auf der Mehrheit des Volkes
· Es gibt einen Wettbewerb über politischen Einfluss und Macht im Sinne einer ‘winner-takes-all’ - Logik.
· Die zentrale Entscheidungstechnik ist die Mehrheitsentscheidung.
· Regierung und Opposition wechseln sich typischerweise ab.
· Die Regierung hat ein Mandat und die Macht zum effizienten Regieren.
· Die Opposition bestimmt nicht die staatliche Politik.
· Das System hat ‘eingebaute’ Garantien, Voraussetzungen und Mässigungsmechanismen
· Garantien: Freie und gleiche faire Wahlen -> Möglichkeit, nach Legislaturperiode wieder an die Macht zu gelangen
· Voraussetzung: Keine tiefen und multiplen gesellschaftlichen Spaltungen
· Mässigungen (in ‘moderaten’ Systemen) «Checks and balances»
 
Theoretische und konzeptionelle Kritik von Pluralismustheorie und Westminsterdemokratie
· Contra Pluralismus:
· Nicht alle gesellschaftlichen Gruppen sind gleichermassen organisations- und konfliktfähig (Offe)
· Kleine Gruppen haben prinzipiell besser Organisationschancen (Olson)
· Die Grundannahme eines Staates, der nicht selbst agiert, sondern nur Ansatzpunkt von Kräfteinteressen ist, ist wenig plausibel.
· Contra Westminster-Demokratie
· Nur angemessen, wenn gesellschaftliche Lager annähernd gleich gross sind; keine strukturellen Minderheiten; keine tiefen, multiplen Spaltungen.
· Wahlbedingte Volatilität des Handels der Regierungen (-> Tocqueville) -> Können nicht Handeln, wie sie wollen, wollen wiedergewählt werden
· Können Regierungen innerhalb kurzer Zeit ihre Politiken implementieren? -> ‘Yes Sir’ (und die Hoffnung, dass die Regierung bald abgelöst wird) -> Legislaturperiode zu kurz, um Ziele zu erreichen
· Können Regierungen langfristige Ziele erreichen?
 
Die Kritik des Standardmodells: Pluralismustheorie
-> Kritik auf empirischer Basis
· In vielen Ländern werden Verbände in die Gestaltung der staatlichen Politik miteinbezogen
· Dabei übernehmen sie sowohl bei der Politikformulierung als auch bei der Politikimplementation Aufgaben und werden somit ‘quasi-staatliche’ Akteure
· Die Logik des Gruppeneinflusses ist nicht primär die des Durchsetzens und Zurückdrängens, sondern die des Verhandelns und des Junktimierens im Sinne einer ‘win-win-Lösung’ -> Aushandeln von Verbänden und dem Staat
· Beispiele:
· Sozialpolitik in der Schweiz
· Konjunkturpolitik in Österreich (‘Paritätische Kommission für Lohn- und Preisfragen’) und Deutschland (‘Konzertierte Aktion’)
· Definition Korporatismus: die Zusammenarbeit von Staat und funktionalen Interessenverbänden (Gewerkschaften, Arbeitgeberorganisationen, Bauernverbände) bei der Entwicklung und Durchführung von konzertierten privaten und öffentlichen Politiken.
 
Die Kritik des Standardmodells: Westminster Demokratie
-> Kritik auf empirischer Basis
· Es gibt/gab Demokratien die keine Wettbewerbsdemokratien sind: Schweiz, Österreich, Niederlande, Belgien
· Dort strebt die Regierung an, ein Maximum ( > 50%) der Bürger:innen und deren politischen Organisationen in das Regierungshandeln zu integrieren.
· Das ganze Land besteht aus vereinzelten Minderheiten -> Es gibt oft Koalitionen
· Politischer Einfluss wird im Sinne von Junktimieren („Ohne das eine geht das ganze andere nicht“ ) ausgeübt.
· Die zentrale Entscheidungstechnik ist Verhandeln und Kompromiss.
· Regiert wird in grossen oder ‘übergrossen’ (mehr Parteien als unbedingt für 50% Mehrheit notwendig) Koalitionen.
· Grosse Teile des Parlaments sind in die Regierung - formell oder informell eingebunden, die ‘Opposition’ regiert mit.
· Das System basiert auf eine grossen Anzahl geschriebener und ungeschriebener Regeln, an die sich die Akteure halten
 
Die Kritik des Standardmodells der pluralistischen/Westminster-Demokratie 
-> Verhandlungsdemokratie als Überbegriff der Gegenmodelle
· Pluralismus und Mehrheits-/Westminster-Demokratie sind im Kern Wettbewerbsmodelle
· Das Gegenstück zum Pluralismus wurde als ‘Neo-Korporatismus’, ‘Korporatismus’, ‘Sozialpartnerschaft’ bezeichnet.
· Das Gegenstück zur Westminster-Demokratie wurde als ‘Konkordanz-’, ‘Proporz-’ oder Konsensus bezeichnet.
· Da in beiden Systemen ‘Verhandeln’ die zentrale Entscheidungstechnik ist, kann man sowohl Konkordanzdemokratie als auch Korporatismus unter dem Überbegriff ‘Verhandlungsdemokratie zusammenführen.

1.48. [bookmark: _Toc153464611]Korporatismus vom Zeitalter der makroökonomischen Steuerung bis heute
Die Entwicklung des Korporatismus
· 'Entdeckung’ im Zusammenhang mit der keynesianischen Globalsteuerung
· These 1: ‘Tod des Korporatismus’ mit der Liberalisierung und Globalisierung?
· These 2: Bedeutungs- und Funktionswandel. Verhandeln über Konzessionen im Gegenzug für die Anpassung an die Austeritäts – und Liberalisierungspolitik
 
Illustration: Pluralismus und Korporatismus in der COVID-Krise in der Schweiz
· Silent corporatism: During the pandemic, trade unions and employers also worked together to design pragmatic and timely policies and to implement rules for short-term work, continued payment of wages, improvement of conditions for low-wage workers, as well as income continuation for the self-employed.
· Stille Kooperation zwischen Arbeitnehmenden und dem Staat
· Liberal corporatism: Liberal corporatism entitled the firms that were in need to request credits from their bank without much additional analysis of their financial standing and with a federal government guarantee of any corresponding loan defaults. This programme was designed within a few days of the issuing of the state of emergency by representatives of five major banks, together with the Federal Department of Finance, thus reflecting significant mutual trust, familiarity and a very pragmatic heterodox economic ideology.
· Liberaler Korporatismus: Staat und Banken ohne (starke) Gewerkschaften
· Pluralist pressure group politics: showcase: the restaurant and hotel owner interest group, GastroSuisse.
· Unternehmensverbände, die sich lautstark beschwerten und ohne Kooperation und Verhandlungen Einfluss nahmen -> Pluralistisch

1.49. [bookmark: _Toc153464612]Konkordanzdemokratie
-> Lange historische Wurzeln, in der Konkordanz sozialisierte Eliten
· Grundproblem: Keine homogene Gesellschaft, ‘strukturelle’ Minderheiten, wenig Chancen auf stabile Mehrheit einer gesellschaftlichen Gruppe.
· 1648 Religionsfriedensschlüsse. (Westfälischer Friede)
· Freiwilliger Proporz in den aristokratischen Stadtregierungen.
· Numa Droz (Bundesrat 1875-1892): «Presque toutes nos lois sont, plus que dans d’autres pays, le résultat des transactions entre les partis, le régions, les races». -> Fortführung in der Zauberformel
· Es wird verhandelt, Wählende werden integriert
· Im Interesse der Politik, alle miteinzubeziehen -> Gefahr der Referenden
· Integration der Wähler über Gruppenidentität (Österreich: ‘Lager’, Schweiz ‘Region’ => Sektionalismus)
· Institutionelle ‘Verstärker’: Direkte Demokratie (-> Neidhart), Kollegialregierung
 
-> Konkordanzdemokratie in den Niederlanden
· Pacificatie 1917: Schulsystem und Wahlrechtsfrage. Versäulung und Eliten-Konsens, folgebereite Bürger:innen in den sozialen Segmenten
· Vier Kernelemente
· Grosse Koalitionen/Machtteilung
· Gegenseitiges Veto
· Proporz / Parität
· Autonomie der gesellschaftlichen Segmente

1.50. [bookmark: _Toc153464613]Konsensdemokratie
· Eine Fortführung und Modifikation der Consociational Democracy
· ‘Demokratie’-Ingenieur
· Zwei Dimensionen
· Executives-parties dimension
· Federal-unitary dimension
· Hier der Fokus auf die erste Dimension, weil diese in vielerlei Hinsicht die bedeutsamere für den politischen Output ist.
 
Wettbewerbs- vs Konsensdemokratie
· Concentration of executive power in single-party majority cabinets versus executive power-sharing in broad multiparty coalitions.
· Machtteilung oder einzelne Partei?
· Executive-legislative relationships in which the executive is dominant versus executive-legislative balance of power.
· Exekutive dominant oder in der Balance?
· Two-party versus multiparty systems Majoritarian and disproportional electoral systems versus proportional representation
· Zwei- oder Mehrparteiensystem?
· (Pluralist interest group systems with free-for-all competition among groups versus coordinated and "corporatist" interest group systems aimed at compromise and concertation => Korporatismus)

1.51. [bookmark: _Toc153464614]Kritiken der Konkordanz-/Konsensdemokratie
· Konkordanzdemokratie (aber nicht Konsens-Demokratie) setzt hohe Integration der Segmente und Folgebereitschaft der Mitglieder der Segmente voraus (Eliten, die für ihr Segment verbindlich verhandeln können)
· Proporzregeln kann zur Zersplitterung führen (z.B. Extremformen des Verhältniswahlrechts)
· Hohe Entscheidungskosten (Zeit!)
· Blockadeanfälligkeit
· Gefahr der Tyrannei der Minderheit
· Passive Bürger:innen; Intransparenz, Verhandeln hinter geschlossenen Türen, ‘Demokratie ohne Volk’ (Germann 1976)
· Eliten verhandel, ohne die Bürger:innen miteinzubeziehen

1.52. [bookmark: _Toc153464615]Das Leistungsprofil der Konkordanz-/Konsensdemokratie
· Stabilität in gespaltenen Gesellschaften
· Verhandeln ist immer die beste Form, um andere Meinungen miteinzubeziehen
· Voraussichtlich besser, um langfristige Veränderungen/ Reformen zu realisieren
· Es wird mehr Zeit für eine Entscheidung benötigt, aber sie hält auch länger
· Autonomieschonung von Segmenten
· Minderheitenschutz
· Kooperation im Sinne einer win-win-Situation; Nullsummen-Spiele seltener
· Lijphart: Kinder, gentler -> Inklusion, Gleichheit...
· Kritiken/ Ergänzungen: Zufriedenheit mit der Demokratie grösser, geringere Ungleichheit -> zentraler Befund: Konsensdemokratie sind generell im Output Bereich (Wirtschaft, Soziales) nicht schlechter als Wettbewerbsdemokratien

1.53. [bookmark: _Toc153464616]Zusammenfassung
· Das Standardmodell der Demokratie und seine Kritik: Es gibt mehrere Wege zum Rom der Demokratie und der angelsächsische Weg des Pluralismus und der Wettbewerbsdemokratie ist nicht notwendigerweise der bessere
· Korporatismus vom Zeitalter der makroökonomischen Steuerung bis heute: Korporatismus ist nicht tot, aber er wandelt sich.
· Illustration: Pluralismus und Korporatismus in der COVID-Krise in der Schweiz: Ein stiller tri-partiter Korporatismus, ein etwas lauterer bi-partiter Korporatismus und ein lauter Pluralismus
· Konkordanzdemokratie:
· Konkordanzdemokratie in der Schweiz (Lehmbruch): Sektionalismus und das rationale Elitekalkül, dass es keine bessere Alternative als Verhandeln gibt.
· Konsensus Demokratie (Lijphart): Operationalisierbare Version der Konkordanzdemokratie
· Kritiken der Konkordanz-/Konsensdemokratie: Zeitbedarf, Blockadeanfälligkeit, Intransparenz
· Das Leistungsprofil der Konkordanz-/Konsensdemokratie: Braucht den Vergleich zur Mehrheitsdemokratie nicht zu scheuen; in einigen Politikbereichen wahrscheinlich sogar besser.


[bookmark: _Toc153464617]Präsidentielle Demokratie, Direkte Demokratie, Deliberative Demokratie
1.54. [bookmark: _Toc153464618]Präsidentielle Demokratie
· Das zentrale Kriterum:
· Abberufbarkeit oder nicht Abberufbarkeit der Regierung durch die Legislative
· Nicht abberufbar: Präsidentielles System
· Im Parlamentarismus sind Regierung und Parlamentsmehrheit eng verzahnt; im Präsidentialismus sind sie voneinander unabhängig.
· Aber: Präsident:in (mit Vetorechten) muss mit Parlament kooperieren (Divided government)
 
Beispiel USA
· Nichtabberufbarkeit der Regierung
· Geschlossene Exekutive: Staatschef und Regierungschef sind identisch
· Wahl des Präsidenten direkt oder vermittelt über ein Electoral College
· Unzulässigkeit der Parlamentsauflösung durch Regierungschef
· Relative Unabhängigkeit der Regierungspartei gegenüber der Spitze der Exekutive
· Locker gefügte Parteien mit vergleichsweise schwacher Fraktionsdisziplin
· Häufig: Inkompatibilität: Regierungsmitglieder dürfen dem Parlament nicht angehören
 
Formen des Semipräsidentialismus
· Regierungschef:in ist durch Parlament abberufbar.
· Präsident:in ist nicht abberufbar
· Keine geschlossene Exekutive (Präsident:in/Premierminister:in) (Premierministerin Borne, Präsident Macron ). Der Präsident ernennt die Regierungschefin, kann sie aber nicht entlassen.
· Präsident:in kann Parlament auflösen, Neuwahlen ansetzen, neuen Regierungschef ernennen.
· Präsident:in hat Verantwortung für Aussenpolitik und Streitkräfte (Oberbefehlshaber:in Atomwaffen).
· Präsident:in bestimmt Leitlinien der Politik und leitet Kabinettssitzungen.
· Präsident:in direkt vom Volk gewählt.
· Problem Cohabitation (Präsidentin und PM von unterschiedlichen Parteien)
· Ebenfalls als semipräsidentiell eingestuft: Finnland, Österreich, Irland, Island, Ukraine – zahlreiche Beispiele
 
Präsidentielle Systeme
· Im Vergleich zum parlamentarischen System neigen präsidentielle System zu einer weniger deutlichen (Schlüssel-)Position der Parteien bei der Besetzung politischer Ämter
· Grosse Macht des Amtsinhabers; Missbrauchspotenzial hin bis zum autoritär-populistischen System
· Häufig jedoch (USA): Beschränkte Macht des Amtsinhabers: Gefahr des gridlock; kurzatmige Politik
· Gegenstrategien des Präsidenten:
· Medien und Inszenierung der Politik
· Versuch der Machtkonzentration im Büro der Präsidentin
· Ämterpatronage
· Gerrymandering
· Demagogie - populistisches Mittel
 
Vorteile
· Grössere Handlungsfähigkeit des Systems
· Direkte Legitimierung des Staatsoberhaupts
· Mehr Beteiligungschancen für Wähler:innen
· Erfolge bei Konsolidierung der Demokratie (behaupten zumindest die Vertreter:innen des Präsidentialismus)
· Umstritten, ob dies wirklich zutrifft
 
Nachteile
· Präsidentielle System sind weit weniger leistungsfähig, als häufig vermutet
· Keineswegs zwingend ‘Politik aus einem Guss’ des Präsidialsystems
· Häufig Manipulation der Wirtschaft aus Wahlzwecken
· Trennung Parlament und Regierung erschwert Gesetzgebung
· Ein System, bei dem Konflikt mehr betont wird als Kooperation
· Empirisch: Beschränkte Erfolge bei der Konsolidierung der Demokratie
· Besonders toxische Konstellation:
· Polarisiertes Parteiensystem (zB USA)
· Präsident vs. Opposition der Bürger:innnen (Macron vs Gelbwesten)
· Präsident & polarisiertes Parteiensystem & Checks and Balances (zB USA)
 
 
1.55. [bookmark: _Toc153464619]Direkte Demokratie
Zwei Perspektiven
· Contra DD: Repräsentativdemokratie ist leistungsfähiger und eignet sich besonders für grosse Flächenstaaten, für komplexe Politiken, Vermeidung wandernder Mehrheiten, ‘DD = Prämie für Demagogen’,
· Volksabstimmungen können für Demagogie benutzt werden
· Pro DD: Direkte Demokratie: politische Beteiligungschancen, politische Schulung der Bürger:innen; integrative Funktionen.
· Integrative Funktion
 
Illustration: Masseneinwanderungsinitiative 2014
· Der Konflikt zwischen ‘Responsibility’ und ‘Responsiveness’ und das Durchwursteln der Schweizer Politik gegenüber dem Volk und der EU. Brexit als Deus ex machina
· Die begrenzte Rationalität des direktdemokratischen Entscheids: Obwohl die Initiative in der Implementation gescheitert ist, wird sie weiterhin von einem grossen Teil der Bevölkerung unterstützt.
· Werte
· Parteien und deren ‘cues’
 
Volksabstimmungen im Vergleich
· Die Schweiz ist eindeutig das Land mit den meisten Volksabstimmungen auf der nationalen Ebene, aber nicht das einzige Land mit DD. (Nationale Abstimmungen seit 1945; Schweiz=100; Italien: 15; Neuseeland: 14; Irland 8) (Schmidt)
· Auf der subnationalen Ebene sind besonders US-Staaten (z.B. Michigan, Kalifornien) ebenso oder sogar noch direktdemokratischer als die Schweizer Kantone (Stadelmann-Steffen/Leemann 2022)
· Instrumente in der Schweiz
· Fakultatives Referendum
· Volksinitiative
· Obligatorische Referendum (Verfassungsänderung, Beitritt IO, dringliche erklärte Bundesgesetze mit Geltungsdauer >1 Jahr)
 
Schlussfolgerungen von Manfred G. Schmidt
· Vergrössert Beteiligungschancen.
· Niedrige Beteiligung < 50%.
· Mehr politisch geschulte Bürger:innen.
· (Aber Achtung (ESS 2018): politisches Interesse und Fähigkeit politisch zu partizipieren nicht nur in der Schweiz hoch!)
· Bremst Staatstätigkeit rätschenförmig: Frauenstimmrecht, Wahlrecht, AHV (Konzept der Einbahnstrasse)
· Eher wirtschaftsliberal, kulturkonservativ, status quo-orientiert, entscheidungsschwach (-> EU, AHV).
· Überproportionale Beteiligung von Wähler:innen mit hohem sozioökonomischen Status und fester Verwurzelung im Land.
· Diskriminierung von Regionen (Romandie in der EU-/Staatseingriffs-Frage) und Tyrannei der Minderheit (Bremspotenzial der kleinen Deutschschweizer Kantone).
· Erschwert kohärente Politiken: Wandernde Mehrheiten aufgrund unterschiedlicher Koalitionen in den verschiedenen Kampagnen.
· Das fakultative Referendum fördert Konkordanz und Intransparenz.
· Minderheitenschutz für ‘Ingroups’ (Schweizer:innen); Diskriminierungspotenzial gegenüber ‘Outgroups’ (Ausländer:innen)
· Eine regierungsfreundliche Demokratie
· Erfolgsrate des Bundesrates seit 1947: Initiative 92%; fakultatives Referendum 76%; obligatorisches Referendum 65% (Sciarini/Tresch 2022).
· Unterschiedliche Wirkung der Instrumente: Fakultatives Referendum: ‘Bremse’; Initiative: ‘Gaspedal’
· Schwächt tendenziell Parteiensystem und Parteienweobewerb .
· Wirkt integrativ (ausgebaute Opportunitätsstrukturen) und stabilisiert gegen "big government"
· Der Kontext entscheidet: Schweiz vs. Kalifornien
· Nicht jede direkte Demokratie funktioniert wie in der Schweiz
· Das Beispiel Schweiz zeigt: Viel Demokratie vereinbar mit gesellschaftlicher Stabilität und wirtschaftlichem Erfolg (-> Demokratiekritik).
· Keine zufriedeneren Bürger:innen, aber die Zufriedenheits-Lücke zwischen Gewinner:innen und Verlierer:innen ist kleiner.
 
 
1.56. [bookmark: _Toc153464620]Deliberative Demokratie
· Eine normative Theorie
· Fokus auf den Input: "Wir wollen keine (Output-) Demokratie, ohne (Input-) Demokratie"
· Ziel: Politische Beteiligung möglichst vieler an möglichst vielem, und zwar im Sinne von argumentativen Teilnehmen, Teilhaben, Seinen-Teil-Geben und innerer Anteilnahme am Gemeinwesen
· Deliberation ist die Funktionsvoraussetzung einer guten Demokratie: Miteinander-Reden, die argumentativ abwägende, verständnisorientierte Beratschlagung. Diese Deliberation soll mit dem politischen Entscheidungsprozess unter Beteiligung von möglichst vielen zusammenwirken.
· Grundsätzlich Grundvoraussetzung einer guten Demokratie
 
Kritik der Theorie der deliberativen Demokratie
· Ein optimistisches Bild vom kompetenten, beteiligungsinteressierten, tendenziell gemeinwohlorientierten Staatsbürger
· Einwände:
· Orientierung am Eigennutzen
· Kenntnis der eigenen Präferenzen?
· Zeit?
· Politische Kompetenz /Ressourcen?
· Diskriminierend: Nur offen für jene mit hohem politischen Engagement, Argumentationsfähigkeit, Sprachmächtigkeit; soziale Selektivität : ‘Deliberation = Diktatur des Sitzfleischs’
· Weniger soziodemographische Faktoren sondern zB auch persönliche Faktoren (Schüchternheit, Auftreten) relevant
· Überschuss an Beteiligung und Ansprüche an das politische System/ ‘Dauerdiskussionen’
· Zu kurz kommen Aspekte der Effektivität und Effizienz.
· Hohe Komplexität moderner demokratischer Politik: Deliberation über viele Politikbereiche?
· Normative Theorie mit relativ wenig empirischer Forschung (-> aber Bächtinger, Steiner, Steenbergen).
· Auch in der Deliberation können systematisch verzerrte Kommunikationen stattfinden.
· Überschätzung der Sprache: Sie kann auch zur Trompete des Krieges werden (Hobbes).
· Knappheit der ‘Kunst des Zuhörens’.
· Herrschafsfreier Diskurs: Wenn niemand zum ‘Deliberation Day’ geht?
· Wie sieht die Institutionenordnung aus, die in einer grossen Demokratie mit Millionen von Menschen praktikabel ist?
· Zielkonflikt von Deliberation (letztendlich nur für wenige geeignet) mit Beteiligung von möglichst vielen.
· Ergänzung zur repräsentativen Demokratie
· Viele gut funtkionierende Beispiele, aber auch Probleme
 
 
1.57. [bookmark: _Toc153464621]Zusammenfassung
· Präsidentialismus: Ein tendenziell überschätztes System mit viel Gefahrenpotential?
· Direkte Demokratie: Viele helle, aber auch viele dunkle Seiten.
· Deliberative Demokratie: Eine normative Theorie mit wenig empirischer Forschung – und einer Menge von kritischen Fragen aus anderen Bereichen der Demokratieforschung
 


[bookmark: _Toc153464622]Bürger:innen und Demokratie
1.58. [bookmark: _Toc153464623]Perikles reloaded
-> Perikles: Die Demokratie bringt das Beste in uns heraus; und die Demokratie führt zu den besten Ergebnissen
· (Wir) beschränken...uns auch in unserem täglichen Tun und Treiben durch keine gegenseitige Beargwöhnung; wir betrachten unseren Mitbürger nicht mit Verdruss, wenn er frei seiner Neigung folgt...
· (Wir) «enthalten wir uns in unserem öffentlichen Leben vornehmlich aus sittlicher Scheu jeder Übertretung der Gesetze und hören willig auf die jeweilige Obrigkeit und auf die Gesetze...
· Und so sind unsere Staatsmänner ebenso geschickt, ihre eigenen Interessen wie die des Staates wahrzunehmen, und anderen, die sich dem gewerblichen Leben zugewendet haben, fehlte es gleichwohl nicht an Einsicht für die Angelegenheiten des Staates.
· Denn wir allein halten denjenigen, der an diesen gar keinen Teil nimmt, nicht für einen stillen und ruhigen, sondern für einen unbrauchbaren Bürger, und wir bilden uns entweder selbst ein richtiges Urteil über die Gegenstände oder beherzigen die Ratschläge anderer mit Einsicht. Denn wir sehen in vielfältiger Überlegung keinen Nachteil für das Handeln, wohl aber darin, dass man sich nicht lieber vorher durch reifliche Prüfung unterrichtet, ehe man, wo es nötig ist, zum Handeln schreitet.
 
 
1.59. [bookmark: _Toc153464624]Befunde der empirischen Forschung
· Achen, Christopher H./Bartels, Larry M. (2016): Democracy for Realists. Why Elections Do Not Produce Responsive Government. Princeton and Oxford: Princeton University Press -> Frühe amerikanische Wahlforschung:
· Wenig politisches Interesse
· Wenig Wissen
· Wenig klare ideologische Orientierungen
· Die Wählerschaft “is almost completely unable to judge the rationality of government actions; knowing little of the particular policies and what has led to them, the mass electorate isn’t able either to appraise its goals or the appropriateness of the means chosen to secure these goals «
· Cambell et al 1960, The American Voter
 
· Es ist nicht von Natur aus gegeben, dass sich Menschen für Politik interessieren -> viele Menschen haben grössere Probleme und Sorgen und sehen keinen Grund/ keine Möglichkeit dazu, sich nebenbei auch mit Politik auseinanderzusetzen
 
Beispiele für unzureichende politische Qualifikation der Bürger:innen
· Achen & Bartels 2016
· Wähler:innen bestrafen Politiker:innen, für Dinge, für die die Politiker:innen nicht verantwortlich sind
· Haiattacken in New Jersey 1916, die es vorher nicht gegeben hatte und die kein Experte erwartet hatte: Sie reduzieren die Stimmen für den Präsidentschaftskandidaten
· Dürreperioden oder Überflutungen: Ähnliche Effekte
· ‘Economic voting’: der Zeithorizont der Wähler:innen ist viel kürzer, als die Amtsdauer der Regierung.
· Kurzsichtige Wähler:innen: Es kommt auf die letzten Wochen vor der Wahl an
 
 
1.60. [bookmark: _Toc153464625]Die Kritik von Russel Dalton
· Dalton, Russell 2022: The Representation Gap and Political Sophistication: A Contrarian Perspective, in: Comparative Political Studies
· Vergleich ‘outcomes’ mit Präferenzen: «Does the individual voter select a party that is a reasonably close match to the voter’s political preferences? « (Dalton p. 892). -> Representation gap
· «Instead, voting is like other decisions in life where we have our own views as well as asking friends for advice or using other heuristics «p.892
· Cues (Winke/Zeichen) sind zentral– Familie, Freunde, Organisationen, Umfeld, ‘Smartvote’
· Interessen, Wissen oder Parteiidentifikation verringern nur wenig den ‘representation gap’, wenig bedeutsame oder signifikante Korrelationen
· Vorgehen: Vergleich der Einstellungen zu Streitfragen der Wähler:innen (EES) und der Politiker:innen (CHES)
 
 
1.61. [bookmark: _Toc153464626]Eine Kontroverse
· «Can ordinary people, busy with their lives and with no firsthand experience of policymaking or public administration, do what [democratic] theory expects them to do? Can they formulate policy preferences, assess where candidates stand on the issues, set aside cognitive biases and group prejudices, and then choose a candidate who embodies an uplifting version of their own policy views? «
· Achen & Bartels 2016s: Nein
· Dalton 2022: Schauen wir uns das Endergebnis an und dann ist die Antwort: Ja – und es kommt eben nicht so sehr auf Interesse und Wissen an.
· Die Heuristik der Nutzung von Cues ist ausschlaggebend!
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